
LPAZIFIK­
NFOR]dATIONSSTELLE

Postfach 68, Hauptstraße 2
91561 Neuendettelsau,.
Germany

IJ

1....0 •

POLYNESIE FRANCAlSE .....' VA·'OU' "''''''.0''...
' ......UA' ... ' ..... 0,..."'(

ARCHIPEL DES MARQUISES

TU"'"
MAU""'. ;. fAMA,A
SaM. 10M " • MU.004IN(

ItAIArU • ftl'AI'IOA
MOOlI.tA •

........." ',~,

'"
IUS SOVS·L(.VfNT

IoIOru·ON( f

ARCHIPEL OE LA SQCIETE

IUSDUvtNl

MAfltO(AU ~
flAV","UI('

.. rGO·N(CO.

() ,..·.IMV

~HAO "KIMI

...
~VM"O' ""oAHU".,NGA

"
"~vtV"~

ilIIMAIAAA. "VAVTV·

'IN.t.JI.AItO
"'.

'" 'VIUAI .' {WIIIIIIII.' du e"/,,,nUII,< MOUN( ......."G.·"".. :VA f • '.MO(._----------------------------------------------.. lies 'MII/.es·
'" nesbssses :(a/nilI ,...

ARCHIPEL Des AUSTRALES ARCHIPEL Des GAMBIER
MF..m4,.,.,

Dossier Nr. 40

Landrechtsverletzungen in Tahiti

Autoren: Gabriel Tetiarahi & Ulrich Delius
Datum: . Dezember 1994



.,.r



1

Landrechtsverletzungen in Tahiti

Auf den im Südosten des Pazifik gelegenen Inseln, die unter dem Namen Tahiti oder
Französisch-Polynesien bekannt sind, leben heute 190.000 Menschen unterschiedli­
cher ethnischerAbstammung. 1842 erklärte sie Frankreich zum Protektorat, 1887 zur
Kolonie und 1958 schließlichzum Überseeterritorium.Auf den 4 000 Quadratkilometer
trockenen Bodens, den das "Maohi"-Land umfaßt, gibt es zwei Städte: Papeete und
Uturoa. Darüberhinausgibt es sehr viele dünn besiedelte Inseln. Auf den abgelegene­
ren Inseln hat sich die Bevölkerung heute in Dörfern konzentriert. Auf den Atollen
liegen diese Siedlungen in der Nähe der Laguneneinfahrt, während sie auf den hohen
Inseln am Eingang der Täler gelegen sind.

Die Ureinwohner,die "Maohi" oder ''TaataTumu", sind noch immer die größte Bevölke­
rungsgruppe.Seit der politischenAnnektionder Inselndurch Frankreich im Jahre 1880
nimmtjedoch ihr Anteil imVergleich zur Gesamtbevölkerung stetig ab. Demgegenüber
wächst die Zahl der Nicht-Ureinwohner [Abkömmlinge aus gemischten Beziehungen
("Demis"), asiatische Einwanderer, vor allem jedoch Zuwanderer aus Frankreich]
ständig.

Nachdem die Maohi zwischen dem 5. und dem 18.Jahrhundert ohne Kontakt zur Au­
ßenweltgelebt hatten, ergabenslch die ersten Kontaktemit Europäern durch englische
Missionareder LondonMissionary Society. Später kamen dann Europäer, die alle nur
vorstellbarenBerufe ausübten. Es landeten auf Tahiti Abenteurer, Händler, Gesindel,
Walfänger und schließlich Franzosen, die mit den Engländern einen unerbittlichen
Kampf um wirtschaftliche Macht und kolonialen Einfluß führten.

Das Eindringender Fremdenverändertenachdrücklichdie Maohi-Gesellschaft und ihre
Kultur. DieGeburtenzahlen fielen stetig. Das Verschwinden der Urbevölkerung wurde
befürchtet.Epidemienaller Arten und der vollkommen neue Lebensstil ließen die Zahl
der Maohi immerweiter abnehmen.

Von Vaita bis Pamela

Vor der Ankunft der Europäer sagte der HohePriesterVaita am Marae von Taputapua­
tea auf der Insel Raiatea, der Geburtsstätte der Maohi Nation, eines Tages große
Veränderungen voraus: "te ite nei au, tei mua ia u nei te auraa 0 teie nei peu maere
rahi !Te na mai te fanaua unauna nateTumu, e haere mai e hio i teie uru raau i Tapu­
tapuatea nei. E tino e to ratou, e tino e to tatou, hoe anae ra huru no te tumu mai a riro
teie nei fenua ia ratou. E mou teie haapaoraa tahito nei, e tae mai hoi te manu rnoä 0
te moana e te fenua nei. E haere mai e taahai teie raau i motu e haapii nei." Vaita
erklärte: "Ich sehe große Veränderungen auf uns zukommen. Die siegreichen Kinder
Gottes werden bei uns landen und diese Bäume hier in Taputapuatea sehen. Sie
werden anders aussehenals wir und uns unser Land nehmen. Es wird das Ende unse­
rer heutigen Gebräuche bedeuten und die heiligen Vögel werden beklagen, was der
gefällte Baum uns lehrt."
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Im Frühjahr 1994 sang die junge Pamelabei einemTreffendes Vereins der christlichen
jungen Menschen auf der InselMooreafolgendes Lied: ''Te mau metua, a hio i teie nei
mahana, i teie nei ohi api e fa mai nei. Aue te aroha ia tatou te nunaa maohi e, te ere
nei tatou i to tatou mau fenua. Ua riro te mau ratere e te haere nei hoi tatou, mai te
manu aore e tauraa. No reira e te ui api, a rohi, a faaitoito, ia ore te nunaa maohl ia
moe." Pamela sang:"Schaut ganz genau her, unsere Väter und Mütter, mit welcher
Wahrheit wir heute konfrontiert sind. Eine tiefe Traurigkeit erfüllt das Volk der Maohi,
weil es ohne Land ist. Die Neuankömmlinge haben es sich angeeignet. Wir sind wie
ein Vogelohne Nest. Daherwollenwir Jugendlichendaraus lernen, damit unser Maohi
Volk nicht verschwindet." .

Die Missionare und das tradltlonelle Landrecht

Zwischen 1819 und 1842 halten protestantische Missionare alle ungeschriebenen
Landrechtsvorschriften in Gesetzbüchern fest. Besonders berücksichtigen sie dabei
folgende sieben Regeln, die von besondererBedeutungfür das traditionelle Landrecht
sind:

1.) Das Land ist geheiligt: Die geheiligte Stätte, der Marae, markiert den Landrecht­
stitel. Als Teil des genealogischenBaumes symbolisiert jeder Stein die Anbindung der
Familiean den Marae.Wurde neues Landerrungen,so wurdenvulkanische Steine aus
dem ursprünglichen Marae der Familie als neue Grenzsteine oder "ötia fenua" ver­
wandt. Der geheiligte Charakter der Steine schreckte alle ab, die sie sich aneignen
wollten.

2.) Das Land ist unveräußerlich und unverjährbar: Das Land, das einen ernährt, ist
nicht verkäuflich, da religiöse Stättennicht zu verkaufen sind, weil ein Vorfahr oder ein
Familienclannicht zu veräußern ist. DasGrundeigentumgehörtbis in alle Ewigkeit dem
gleichen Clan. Daran ändert auch nichts ein zeitweiliger Grundbesitz durch andere
Personen. Sie erwerben dadurch kein Grundeigentum an dem Land. .

3.) Es gibt kein Individualeigentum an Land, sondern es gehört der Familie ("fe­
nua fetii") und der Abstammungslinie: Das Recht des Erstgeborenen gilt für die
Aufteilung individueller Nutzungsrechte. Jedemwird ein "vauvau" zugeteilt. Das Land
und die Familie bilden eine Einheit. Wenn ein Kind des Clans geboren wird, wird die
Plazenta in einem Blatt einer geheiligten Pflanze ("auti pu fenua") eingewickelt oder in
die Muschel einer Meeresfrucht ("maoa") gelegt und dann auf dem Land der Familie
eingegraben oder außerhalb des Korallenriffs in das Wasser geworfen. In letzterem
Falle markiert der äußere Rand des Korallenriffs die Grenze des Landeigentums.

4.) Die Zweiteilung zwischen dem, was sich oberhalb der Erdoberfläche ("vau­
vault) und was sich unterhalb der Erdoberfläche ("papa") befindet: Die Maohi
unterscheiden grundsätzlichzwischendem"vauvau",auf demjedes Mitglied des Clans
ein unveräußerliches Recht hat zu leben und Nahrung anzubauen, und dem "papa",
das nur der Abstammungslinie und der Familie zusteht.
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5.) Das Land darf nicht geteilt werden: Auf einem''tenuafelii" sind nur die Nutzungs­
rechte individuell, die Kontrolle des Eigentums ist kollektiv.

6.) An Lagunen kann Privateigentum bestehen: Beim Eigentumwird zwischen zwei
Formenunterschieden:das aus demWasser herausragendeLand und das Land unter
Wasser (Lagune).

7.) Das "rahui": Umdas Überlebenauch in Zeiten desMangels zu sichern wurden von
der GesellschaftVerbote ausgesprochen,die z.B.das Pflücken von bestimmten Früch­
ten, das Tauchenoder das Fischen in bestimmtenGebietenoderwährend einer gewis­
sen Zeit untersagten.

Zumindestwährend des Beginns der Bekehrung der Maohi zum christlichen Glauben
hatten die Missionare den Eindruck, daß die Landrechtskonzeptionen der Maohi voll­
kommen im Einklang mit der Bibel standen. lnmehreren Gestzbüchern, die zwischen
1819 und 1842verfaßtwurden, wurde an der indigenen Gerichtsbarkeit festgehalten.
Sie führen das Prinzipder Gewaltenteilungzwischen der Judikative und der Exekutive
ein. DerVerkauf des Landeigentumssowie Heiraten mit Ausländern werden verboten.

Die protestantischen Missionare der letzten Generation (Orsmond...) handeln dem
Geist der vorangegangenenGenerationen zuwider. Sie pachten sogar Land in Vairao
und zögern nicht, ihre Brüder und sogar ganze Familien nach Tahiti zu holen.

Der Verlust der nationalen Souveränität

Nach langen Auseinandersetzungen mit England gewinnt Frankreich 1842 mit der
Unterschrift unter den Protektoratsvertrag den Kampf um die Vorherrschaft in Tahiti.
In weiser Vorhersicht läßt sich die Königin Pomare IV., die die Herrschaft über einen
Teil der Inselnausübte,die heutezu Französisch-Polynesien gehören, zusichern, daß
sie einige ihrer Zuständigkeitenbehält. Es beginntdie Zeit der Repressalien gegen alle
diejenigen,die aus liebe zu ihrem Land ("fenua") und ihrer Heimat ("äiä") Widerstand
leisten gegen die Eindringlinge. Mit ihren minderwertigen Waffen haben sie jedoch
keine Chancen gegen die Feuerwaffen der gut gerüsteten Militärmacht.

Mit der später ausgerufenen Annektion oder direkten Verwaltung ergreift Frankreich
dauerhaft Besitz von den Inseln. Die Zusicherung der Landrechte, die bereits im Pro­
tektoratsvertrag festgeschrieben war, wird nochmals wiederholt. In den kommenden
Jahrzehnten zerstört die Politik der Assimilation fast alle traditionellen Einrichtungen
der Maohi. Unso mehr Bedeutung bekommen für das Volk der Maohi zwei Fixpunkte,
die auch die Basis seiner kulturellen Identität bilden: seine Sprache.und sein Land.

In gutem Glauben räumen die Maohi den "Popaa", den Weißen, Nutzungsrechte an
ihrem Land ein. Doch aus der zeitweiligen Abtretung wird ein dauerhafter Landraub.
In enger Zusammenarbeit mit der Kolonialverwaltung eignen sich die Popaa ständig
neues Land an. Der Gesetzgeber kümmert sich mehr darum sein Bodenrecht ein­
zuführen als die Rechtmäßigkeitder Eigentumsübertragungenzu kontrollieren und die
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Zuverlassigkeitder Eigentümerzu überprüfen.Sowerden viele Landüberschreibungen
ohne staatliche Kontrolle vorgenommen, sei es weil es überhaupt an Kontrolleuren
mangeltoderweil diese ungenügendausgebildetsind.Viele der Eigentumsübertragun­
gen erscheinen anrüchig, doch die Landräuber können sehr zufrieden sein.

Angesichtsder traditionellen Gastfreundschaft und der Toleranz der Maohi ermutigen
die Vertreterder Kolonialmachtdie Einwandererzu weiterem Landraub und ignorieren
die Verletzungender Rechteder Urbevölkerung.Schließlichsind die Gesetzbücher der
Missionarenicht mehr das Papierwert, auf dem sie geschrieben wurden, so sehr leert
die Kolonialmacht sie ihres Inhalts. Der indigenen Rechtsprechung werden ihre Vor­
rechte entzogen.

Mit Gewaltwird die kolonialeOrdnung durchgesetzt. Der Maohi ist nicht mehr bei sich
zu Hause. Er ist nun Untertan des Königs. Er ist Eingeborener. Gesetze werden ver­
abschiedet,um ihn seiner Traditionen zu berauben. So soll das Land nun verkäuflich
sein, soll geteilt und ausgetauschtwerden könnenwie eine einfache Ware. Der franzö­
sische Staat kann sich alles Land aneignen, das er für herrenlos hält. Die ehelichen
Kinder bekommen nun mehr Rechte als Adoptivkinder. Mit der Einführung des Code
Civil, des französischen Bürgerlichen Gesetzbuches, kann Landeigentum in einem
Testamentoder in einer Schenkung übertragen werden. Auch können gemeinschaftli­
che Rechtean einem Land an Dritte verkauft oder zu ihren Gunsten aufgegeben wer­
den, auchwenn diese nicht dem Clan angehören. Besonders bemerkenswert ist, daß
irgendeine Person auch Land erwerben kann aufgrund einer Ersitzung oder einer
Verjährung nach dreißig Jahren. Der massiven Landübertragung der Maohi an zu­
gewanderte Franzosen und Europäer steht nun nichts mehr im Weg.

Das neueGesetzbuchberücksichtigtnicht die lokalen Gewohnheiten und Traditionen.
So kann Land von einer Person alleine veräußert werden, selbst wenn mehrere
Rechtsinhaber davon betroffen sind. Unteilbares und unveräußerliches Land wird an
Personenverkauft,die nicht zum Kreisder Familiegehören.Während für das französi­
sche Grundstücksrecht die gemeinsame Abstammung innerhalb einer Familie der
wichtigste Beweisfür die Rechtmäßigkeitder Eigentumsübertragungvon einer Genera­
tion auf die Nachfolgende ist, kennt das tahitianische Recht Bodennutzungen einer
Vielzahl von Personenaufgrundvon Verwandschaftsbeziehungen.Auch ändern Maohi
aufgrund komplexer Verwandschaftsregeln mehrfach im Leben ihren Namen. Für
französische Juristen ist dies vollkommen unverständlich und so führen die unter­
schiedlichen Landrechtsauffassungen zu enormen Schwierigkeiten.

Die Verwirrung ist perfekt. Neue Einwanderer, die ein wenig juristische Kenntnisse
besitzen, nutzen die Chance, um sich enorme Ländereien anzueignen. Ihre Hypo­
thekenbestellungen füllen Dutzende Seiten (Brander, Brown, Colombani, Marcanto­
ni...).

Um die systematische Politik der Assimilation im Bereich des Landrechts noch wirk­
samerzu machen,werden folgendeVerwaltungseinrichtungen geschaffen: Amt für die
Verwaltung der staatlichen Domänen, Katasteramt, Grundbuchamt, inkompetente
Notariate....
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Einwanderer bereichern sich auf Kosten der Maohi

Als 1862 drei Häuptlinge gegen den Kauf der Domäne von Atimaono durch Stewart
protestieren, antwortet ihnen Gauthier de la Richerie, der neu ernnannte Vertreter
Frankreichs:"AliesLandwird auf kurz oder lang im Tausch gegen einige Tonnen Rum
oder Gin oder auf andere betrügerische Art und Weise, wie es gang und gebe ist, in
das Eigentum der Weißen übergehen."

DieVerwaltungermutigt alle Händler und reichen Leute, jeder Person, die es möchte,
Kredit zu gewähren.Wenn die Schuldner dann nicht mehr zahlen können, müssen sie
ihr Land übereignen.

Die französischeVerwaltungunddas Militär organisierendie Einwanderunqvon Chine­
sen, Europäern, Ozeanlern sowie von Bewohnern der Oster-Insel und der Gilbert­
Inseln.Die Einwanderer bilden den Grundstock der neuen Landwirtschaftskasse. Sie
soll alles erschließbare Land erfassen und Garantien für Landkäufe zur Verfügung
stellen. Insbesondere soll,sie Land für neue Siedler beschaffen. So kauft die erst im
Juli 1863gegründete Kasse 1866328'Hektar Land,davon werden 293 Hektar Europä­
ern überlassen. 1884 gibt es schon 203 Ländereien europäischer Einwanderer mit
mehr als 2053 Hektar Land,die bewirtschaftetwerden können. Die Maohi besitzen nur
noch 4014 Hektar, die in 5430 Parzellenaufgeteilt sind. Die großen Ländflächen haben
somit ihre Eigentümer gewechselt. Die Ländereien der Popaa sind nun nicht mehr zu
übersehen.

Gerichte werden mit Landrechtsstreitigkeiten überschwemmt

Da Frankreich auf der Einführung des fremden europäischen Landrechts beharrt,
erleidet seine Kolonialpolitik einen ersten Mißerfolg. Je mehr die Kolonialmacht ent­
schlossen ist, das traditionelle Recht auszulöschen, desto mehr Maohi besinnen sich
auf die gemeinschaftliche Bewirtschaftung und Verwaltung ihres Landes. Ohne Erfolg
gehen Juristen dagegen vor, denn Land und Familie sind für die Maohi untrennbar
verbunden. Viele sind nicht bereit, ihr Land juristisch zu teilen und sich vom gemein­
schaftlichen Landeigentum zu trennen.

Andere gehen sogar noch weiter und strengen Gerichtsprozesse an, um ihre Land­
ansprüche geltend zu machen. Sie geben zu bedenken, daß sie aufgrund der kom­
plexenVerwandungsschaftsbeziehungenin den Abstammungslinien nicht berücksich­
tigt wurden.

Ein Teil der Kläger fordert die Annulierung der Testamente, in denen Popaa oder
Demis begünstigt wurden, und verlangen die Rücknahme falscher Erklärungen über
den Personenstand und den Umfang ihres Landes (jede Katastererfassung führt zu
unzähligen Konflikten). Demgegenüber bezweifeln andere Kläger die Rechtmäßigkeit
von EigentumsübertragUngen,weil das Land minderjährigen Kindern gehört oder weil
die Eigentümerzum Zeitpunkt der Unterzeichnungdes Kaufvertragesbereits gestorben
waren. Wieder andere Beschwerdeführer wenden sich gegen Eigentumsübertragun­
gen, bei denen ihr Land einfach miteinverleibt wurde.
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Auch kommtauf die Gerichteeine Flut von Versteigerungen und Zwangsversteigerun­
gen zu. Die Rechtsanwälte lassen im Namen der Gläubiger, zu denen unter anderem
die reichsten Geschäftsleute gehören, alles Land der Schuldner versteigern. Für die
Begleichung ihrer Schulden wäre es jedoch nur nötig gewesen, ein Teil ihres Landes
zu verkaufen.

Besonders oft wird jedoch auf die 30jährige Verjährungsfrist zurückgegriffen, die im
französischenBürgerlichenGesetzbuchvorgesehenist. EinigeRechtsanwälte speziali­
sieren sich sogar auf diesemGebiet, in dem sie die ErbenDe~enigen,die die Europäer
mit großer Gastfreundschaft aufnahmen, enteignen. Ihre Vorfahren hatten 1852 und
1887 vergeblich die Eintragung ihrer Landrechte gefordert.

Keine guten Erfahrungenmachendie Maohi mit dem Katasterrecht zwischen 1920 und
1960. So müssen die Erben oftmals feststellen, daß ihr Land 90% seines Umfanges
verloren hat, seit sie zum erstenMal ihre Landansprüchegeltend machten. Die Gründe
für diese Fehlentwicklungsind vielfältig: Sowohnendie Landeigentümer nur selten der
Vermessungbei, die Landvermessermachensich noch nicht einmal die Mühe, sich bei
der Vermessung auf die Angaben im alten Kataster zu stützen. Alte Grenzsteine wer­
den einfachmißachtetoderwillkürlich versetzt. Auch kommt es vor, daß Grundstücks-
flächen plötzlich von anderem Land einverleibt werden. .

Die Landrechtsentwicklung ist regional verschieden

Das gemeinschaftliche Leben auf dem Land der Familie wird von der Rechtsordnung
auch heute noch nicht anerkannt. Es'wird als ein überkommenesÜberbleibsel aus dem
Gewohnheitsrechtangesehen, das die wirtschaftliche Entwicklung des Landes behin­
dert. Eigentlich sollte man nichts unversucht lassen, um Erbengemeinschaften auf­
zulösen, damit das Landmöglichstschnell frei verfügbar wird und auf dem Immobilien­
markt angebotenwerden kann. Europäische, amerikanische und nun auch japanische
Konzernekönnen es dann an sich reißen undweiter Streit in den Familien säen. Wenn
ein Popaa eine Tahitianerin heiratet, wird er mit Sicherheit versuchen, die Erbenge­
meinschaftvor Gericht aufzulösen. Der Zusammenhalt der Familie wird natürlich dar­
unter leiden und den juristischenAuseinandersetzungenzwischenBrüdern und Schwe­
stern wird Familienstreit folgen.

DieAustral-Inseln und die Inseln unter demWind haben das Glück, daß sie bis 1956
bzw. 1945 die indigenen Gerichte ("too hitu") behalten. 1898werden jedoch die von
den Missionaren geschriebenen Gesetzbücher über Landrechte durch neue Gesetze
ersetzt. Bei der Ausarbeitungdieser Gesetzestexte werden die Vor- und Nachteile der
Vorschriften berücksichtigt, die auf den Inseln des Windes bereits in Kraft sind. Alle
diese Bestimmungenzielen jedoch darauf ab, die Kolonisierung des Landes voranzu- .
treiben.

Auf den Inselnunter demWind wird amheftigstenWiderstand gegen die Unterwerfung
durch Frankreich geleistet. Einige besiegte Maohi-Häuptlinge und Clans werden auf
die Marquesas-Inselnund nach Neukaledoniendeportiert. Ihr beschlagnahmtes Eigen­
tum wird den Siegern überlassen. Alles ist erlaubt, es kann frei verkauft werden, es
kann nach 30 Jahren ersessen werden, dem Mißbrauch sind Tür und Tor geöffnet.
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Auf den im SüdengelegenenAustral-Inselnnimmtder Landraub nictit das Ausmaß an,
das er auf den Inseln unter dem Wind hat. Der starke Zusammenhalt der Maohi-Ge­
meinschaft,die sich um die evangelische Kirche schart, führt dazu, daß zumindest ein
Teil der Maohi sein Landeigentum nicht verliert. Wenn sich Einwanderer Land an­
geeignet haben, so geschah dies erst nach der Einrichtung des Atomwaffenversuchs­
zentrums 1963.

Die abgelegeneLage der Marquesas,der Tuamotu-undGambier-Inseln war der beste
Schutz gegen den Landraub durch Einwanderer. Die großen Domänen, die nach der
ersten Kontaktaufnahme mit Europäern entstanden, gehören nichtsdestotrotz Perso­
nen, die nicht auf den Inseln leben. Auf den Marquesas besitzt die katholische Kirche
ihre größten Ländereien.Hypothekeneintragungenzu ihren Gunsten bestehen dort an
hundertGrundstücken.Die Bekehrungzum Katholizismusging mit einem erstaunlichen
Eigentumswechsel einher.

Auf Tahiti und einigen anderen Inseln,die touristischbesonderserschlossen sind (Bora
Bora, Moorea), kennt die Grundstückspekulation keine Grenzen. Verantwortlich sind
dafür die Erbender ersten Popaa-Einwanderer und wohlsituierte Demis. UmVerurtei­
lungendurch das Gericht zu verhindern,wird das Land in Parzellen verkauft. Der Wert
der Meeresgrundstücke ist so extrem gestiegen, daß sich ärmere Familien einen sol­
chen Erwerbnicht mehr leisten können. Für sie bleibt nur die Möglichkeit im Rahmen
des sozialenWohnungsbaus ein Stück Land zu erwerben. Doch die Nachfrage ist viel
größer als das Angebot (so stellten 1989 in der tahitianischen Gemeinde Papara 1 200
PersoneneinenAntrag auf ein Grundstück, 60 bebaute Parzellen standen jedoch nur
zur Verfügung). Insbesonderejunge Familienhabenso selten die Möglichkeit "Wurzeln
zu schlagen" und werden wie die Frucht des "Hotu", eines am Meer wachsenden
Baumes, von der Strömung des Wassers hin- und hergetragen.

Nunhaben auch noch private Unternehmen,wie die Gesellschaft Marama Nui, mit der
NutzungderWasserkraft im LandesinnernTahitis begonnen,obwohl alles Land Erben­
gemeinschaften zusteht und 1887 von verschiedenen Eigentümern Landansprüche
geltend gemacht wurden. Die Unternehmen mißachten die elementaren Rechte der
Eigentümer, in dem sie auf den öffentlichen Nutzen ihres Projektes verweisen.... Sie
setzen dabei aber auch auf die Machtlosigkeit der Eigentümer, die es nicht schaffen,
ihrenWiderstand gemeinsamzu organisieren.Oft genügtes den Unternehmen bereits,
daß ein Rechtsinhaber seine Rechte aus der Erbengemeinschaft an sie verkauft, um
mit den Arbeiten zu beginnen. Es wird gar nicht mehr abgewartet, bis alle übrigen
Rechtsinhaber auch verständigt sind und ihre Zustimmung gegeben haben.

Eine Lawine von Landrechtsprozessen

33% aller Gerichtsverfahren, die beim Gericht in Papeete anhängig sind, betreffen
Landrechtsangelegenheiten. 2 000 Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. In den
kommendenJahrenwird diese Zahl nochweiter ansteigen,da die Neuvermessung des
Landes,die zur Zeit auf Tahiti und den Inselnunter demWind vorgenommen wird, zum
Wegfall von Grundstücken führen wird, deren Eintragung 1887 rechtmäßig beantragt
wurde. In vielen Fällen werden die Grundstücke kleiner sein als das Land, das 1887
beansprucht wurde.
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Für die Maohi steht jetzt schon fest: Die Justiz hat niemals soviel Ungerechtigkeit
verursacht wie heute. Sie verlangt von den Klägern in Landrechtsprozessen, daß sie
Personenstandsregisterund Katasterauszügeaus den Anfangszeiten der Kolonialepo­
che vorlegen, obwohl sie genau weiß, daß diese heute nicht mehr existieren.

Unter den neuenArmen auf Tahiti befindensichschätzungsweise2 000 - 3 000 Maohi,
die aufgrund aufwendigerund langwieriger Landrechtsprozesse verarmt sind. Keinem
Maohi bleibt der Rechtsstreiterspart.Wer Geld besitzt,wird sich nicht lange in solchen
Verfahren aufreiben und kauft sich ein Stückchen Land. Wer nicht so begütert ist, wird
nicht so schnell die Hoffnung aufgeben, das Land der Vorfahren zurückzubekommen,
und wird an Rechtsanwälte jährlich ca. 300 000 FCFP (5400 DM, Anm. d. Übers.)
zahlen, damit sie den Prozeß fortführen. Jahrelang werden sie auf das Urteil warten
und selbstwenn es einmal ausgesprochen ist werden sie nicht unbedingt ruhig schla­
fen können. Denn dann werden eventuell noch Forderungen von dritten Personen
gestellt, so daß ein neuer Rechtsstreit beginnt. Der ganze Kreislauf kann ein Leben
lang andauern.

Untätiger Staat

Im Bereichder Justiz hat der Staat den Einrichtungen des Territoriums keine Kompe­
tenzen eingeräumt.Das politischeStatut des Territoriums sieht nur vor, daß das Terri­
torium Grundstücksübertragungen genehmigen kann. So kann es zum Beispiel einen
Eigentumsübergangverhindern,wenn der Käufer nicht in Polynesien ansässig ist. Ob
der Käufer in Tahiti lebt, muß von einem der vier dort arbeitenden Notare bestätigt
werden. Ungeachtet dieser Bestimmungwurden zwischen 1982 und 1989 tausende
Grundstückean Personenverkauft, die nicht in Polynesien ansässig sind.' Franzosen,
Caldoches (Siedler französischer Abstammung aus Neukaledonien, Anm. d. Übers.)
und Europäerhaben imGroßraumPapeeteden Kreis der eingewanderten Landeigen­
tümer noch vergrößert.

In allen anderen Fragen des Landrechts besitzt das Territorium keine Entscheidungs­
kompetenz.Es gibt keinenSchutzdes Gewohnheitsrechtsder Maohi und noch weniger
schriftlicheund allgemeingültige Vorschriften, die die Gemeinschaftsbeziehungen der
Maohi insgesamt schützen. Stattdessen spricht man offen davon, die Niederlassung
weiterer Einwandererzu fördern und die Urbevölkerung in der Unwissenheit zu belas­
sen. Niemand spricht mehr von ihren Landrechten und ihrer Geschichte.

Ignorieren die Vertreter des Staates das Maohi-Volk, das während 15 Jahrhunderten
ein ausgeklügeltes Landrechtssystem besaß und weit weniger Rechtsstreitigkeiten
erlebte als heute? Sind nicht die eigene Sprache, die sich vom Französischen unter­
scheidet, und die Konzeption der gemeinschaftlichen Nutzung des Landes Ausdruck
seiner kulturellen Identität,die diesem Volk auch Legitimität und Authentizität verleiht!

Seit 1866 wurde von den Kolonialherren immerwieder betont, wie wichtig es ist, die
lokalenGewohnheitenund das traditionelle Landrecht auszulöschen. Zugleich schloß
man die Augen vor dem Landraub und der Entrechtung der Maohi. Wäre es nicht
besser gewesen, das geschehene Unrecht wiedergutzumachen und das Land den
Maohi-Clans zurückzugeben, die auf besonders willkürliche Art und Weise enteignet
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wurden, anstatt sich darauf zu versteifen, auch die letzten Landrechtstraditionen noch
zu zerstören, die der Bevölkerung geblieben sind?

Das Land hat für die Maohi nicht an Bedeutung verloren

Trotz der zahlreichen Bedrohungen, denen die Maohi in den letzten Jahrzehnten
ausgesetztwaren, haben sie ihre traditionell intensive Beziehung zum Land, der näh­
renden Mutter, nicht verloren. Das Land und die Familie ("fenua fetii") bilden eine
Einheit. Für Individualeigentumam Land gibt es bei denMaohi keinen Raum. Das Land
wird von den Vorfahren übertragen, es ist wie ihr Bauch, der vererbt wird ("Cpufetii").
Wie bei der Schwangerschaft einer Frau, so trägt dieser Bauch ein Kind und die Pla­
zenta ("pUfenua", d.h. Zentrumdes Landes) verbindet das Kind unwiderruflich mit der
Mutter. Die Plazenta wird als Zeichen einer dauerhaften Verbindung zwischen der
Mutter, ihren Vorfahren und ihren Kindern auf dem Land der Familie eingepflanzt, so
wie ein Brotfruchtbaum ihre Familie ernährt und eine heilige Pflanze ("auti pu fenua")
den Marae Taputapuate in Vaita verschönert.

Mit dieser Geste wollen die Frauen aber auch deutlich machen, daß diese Werte
unverbrüchlich sind und sie Widerstand gegen jeden Versuch leisten werden, diese
Traditionen zu zerstören. ImUntergrunddes Moruroa-Atollsbefindensich heute unzäh­
lige Atomsprengköpfe. Diese Waffen sind nicht nur im Bauch dieser Insel, sondern in
dem aller Maohi-Frauen,die einem Kind das Leben schenken. Sie sind im Bauch aller
Frauen, die zwischen 1852 und 1902 Landrechtsansprüche("tomiteraa fenua") geltend
gemacht haben.

Wenn Frauen und Männer sich daran erinnern, daß ihre Vorfahren auf ihrem Land
gelebt haben undwenn für sie das Land auch heutenochdie nährendeMutter ist, dann
haben diese Menschen die Verbindung zu ihrer Kultur nicht verloren. Sie bauen ihre
Zukunft auf einem Boden auf, den sie kennen und beherrschen. Würdige Werte be­
stimmen ihr Lebenund sie wenden sich gegen die allgegenwärtige Vergöttterung des
Geldes. Bessernoch, die Gemeinschaftfordert, daß diese kulturellen Werte in kollekti­
ve Rechte verwandelt werden. Eine solche Gemeinschaft weiß, was sie will.

Nicht nur die Maohi habeneine so intensive Beziehung zu ihrem Land. Alle indigenen
Völker des Pazifik teilen diese Konzeptionen. Während der letzten Konferenz über
"Bevölkerung und nachhaltige Entwicklung", die vom 1. bis 4. März 1994 auf den
Fidschi-Inseln stattfand, forderten die Nichtregierungsorganisationen (NGO) in ihrem
Aktionsaufruf unter dem Stichwort "Beziehung zwischen Landrechten, Lebensqualität
und nachhaltiger Entwicklung":

1.25: Das Land ist für die indigenen Völker des Pazifik ein ewiges Wesen, das das
Leben in seinen drei Dimensionen verkörpert. Für sie symbolisiert es die Vergangen­
heit, Gegenwartund Zukunft. Die indigenen Völkersindauf ihm geboren, tragen seinen
Namen, finden darauf alles, was sie zum Leben benötigen und werden in ihm auch
begraben. Es ist keine Größe, die zahlenmtißig erfaßbar ist. Ganz im Gegenteil, das
Land verkörpert die Beziehung zwischen dem Menschen und dem Kosmos und die
ewige Verbindungzwischender gegenwtirtig lebendenGeneration und ihren Vorfahren
und Nachkommen. Das Drsnqen auf eine Entwicklung des Landes hat negative Aus-
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,
wirkungenauf die Identitätder Menschen im Pazifikgehabt. Auch hat es ihre Definition
des Landes sowie die Werte, die sie dem Land beimessen, negativ beeinflußt.

. Grundsätze für Aktionen

1.43:DieLebensqualitäteiner bestimmtenBevOlkerungsgruppe,die sich um nachhalti­
ge Entwicklungbemüht, hängt entscheidend von der Landrechtspolitik des Staates ab.
Wichtig ist insbesondere, wie das Eigentum und die Pacht geregelt sind und welche
Bestimmungen hinsichtlich der Verteilungund der Nutzung des Landes bestehen.
In einigen Gebieten ist die Beurteilung der Landrechte indigener Völkernach der Ein­
führung von Pachtregelungen sehr komplex.. .

1.44:In vielen Industrieländernexistiertheute ein Grundstücksrecht, daß dem Staat als
Eigentümerdes Landes die MOglichkeitgibt, Grundstücke an Einzelpersonen oder an
eine Gruppe von Menschen zu verpachten.

1.45: Es gibt heute aber auch einige indigene VOlker,vor allem im Pazifik, in Asien,
Afrika und Lateinamerika,die die traditionellen Landrechte und die damit verbundenen
Werte noch immer respektieren und ihr Leben dementsprechend gestalten.

1.46:Das Land ist für die indigenen Völker Symbol des Lebens und fester Bestandteil
ihrer Kultur. Es wird Gruppen aufgrund ihrer Abstammung, ihres Wohnortes und ge­
meinschaftlicher wirtschaftlicher und sozialer Aktivitäten übertragen. Die Gruppe ist
identisch mit dem Land. Das Land besitzt eine Identität, genau wie die Familie, die
Großfamilie und der Clan.

1.47:Das Land besitzt nicht nur symbolhaften Wert, sondern kann mit seinen Produk­
ten auch die Grundbedürfnisse jedes einzelnen Mitglieds der Gruppe befriedigen.

1.48:Sol/ der Anbau landwirtschaftlicherProdukteverlagertwerden,so werden größere
Flächenbenötigt.Wenn eine kleine Landparzelle gerodet und vom Unkraut gesäubert
wurde, kann sie für einige Jahre als Gemüsegarten benutzt werden. Danach muß sie
eine gewisse Zeit brachliegen, damit sich der Boden erholen und seine Fruchtbarkeit
wiederfinden kann. Da nur wenige landwirtschaftliche Geräte benutzt werden, halten
sich die Eingriffe in die Natur auch in Grenzen. Dieses Bewirtschaftungssystem zielt
nicht darauf ab, Überschüssezuproduzieren.In diesenGesellschaftenist die nachhalti­
ge Entwicklung meistens kein großes Problem.

1.49:Heute sind meistder Staat,multinationaleKonzerneoder EinzelpersonenEigentü­
mer ciesLandes. DieNutzung des Landes liegt in den Händen von Verwaltungsbüros,
die mOglichstviel Gewinnmachen wollen. Der Wert, der dem Land beigemessen wird,
bestimmt sich nicht mehr nach den Grundsätzen indigener V(jJker,sondern nach den
Zielen der Geldwirtschaft. So wird das Land auf sehr unterschiedliche Weise genutzt,
in einigen Fällen wird die Umwelt beeinträchtigt und der AI/gemeinheit Schaden zu­
gefügt.

Ziele: - Es muß anerkannt werden, daß zwischen Bevölkerung, Umwelt, nachhaltiger
Entwicklung und Landrechten ein enger Zusammenhang besteht.
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- Die Probleme der Bevölkerung und Entwicklung müssen in Zusammenhang mit den
Landrechten, dem Landeigentum und dem Zugang breiter Schichten des Volkes zum
Land diskutiert werden, um eine nachhaltige Entwicklung und eine Verbesserung der
Lebensqualitl1tzu erreichen.
- Land muß umverteilt und zurückgegeben werden, damit die Menschen sich selber
versorgen können. Umverteilungen des Landes sol/ten nicht milittirischen Projekten
dienen und sollten auch nicht zur Verwirklichung von großen Entwicklungsprojekten
beitragen, die für die Mehrheit der Bevölkerung nachteilige Folgen haben.
- Die Werte, die die indigenen Völker dem Land beimessen, sollten bewahrt werden.
Auch sol/ten Pachtregelungen gefördert werden, die es dem Menschen ermöglichen
im Einklang mit der Umwelt zu leben.

Aktionen

1.50:Es müßte untersucht werden, welcher Zusammenhang zwischen einerseits Pro­
blemen der Bevölkerung, der Umwelt und der nachhaltigen Entwicklung und anderer­
seits der Pacht, der Verteilung des Landes und dem Landeigentum auf nationaler,
regionaler und internationaler Ebene besteht.

1.51: Die Landrechte indigener Völkermüssen bei der Formuliewrung der Landpolitik
eines Staates beachtet werden, um Streitigkeiten und eventuel/e Landrechtsausein­
andersetzungen zu verhindern.

1.52: Die Staaten sollten ihre Bestimmungen zur Landpolitik überarbeiten und dabei
besonders die Probleme der Bevölkerungsgruppen berücksichtigen, die sich für die
l;3ewahrungihrer traditionellen Landrechte einsetzen.

1.53: Besonders gefördert werden sollten Formen des Zusammenlebens, die allen
Menschen einen Zugang zum Land ermöglichen, die eine nachhaltige Entwicklung
gewährleistenund in deren Mittelpunktder Mensch steht. Die militärische Nutzung des
Landes sowie die Lagerung und Produktion giftiger Stoffe sollten verboten werden.

1.54: Gesetzesbestimmungen sol/ten ausgearbeitet werden, die die Landrechte der
indigener Völkerund die Werte, die diese dem Land beimessen, schützen. Auch sollte
die Verwaltungvon Landflächenbesser gesetzlich geregelt werden, damit Landrechts­
konflikte verhindert werden können.

1.55: Indigene Völker müssen bei Verhandlungen über die Entwicklung ihres Landes
als gleichberechtigte Partner anerkannt werden. Bei solchen Projekten müssen die
traditionellenEigentumsverhältnisseund die Landrechtskonzeptionen indigener Völker
berücksichtigt werden.

Maohi setzen sich für Bewahrung ihrer Landrechte ein

Heute sind es in Polynesienweniger die politischen Parteien und Kirchen als vielmehr
die NGO's, die sich für die ErhaltungoderWiederherstellungder Landrechte der Maohi
engagieren. Angesichts des Baues immer neuer großer Hotelkomplexe, an deren
Planungdie Maohi nicht beteiligtwerden, regt sich vor allem auf den Inseln unter dem
Wind (Raiatea, Huahine, Bora Bora...) Widerstand gegen diese Entwicklungsprojekte.
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Als auf der nordwestlichvon BoraBoragelegenenkleinen InselTupai ein großes Hotel
gebautwerden soll, gründenMaohi-LandeigentümerdenVerein "Paruru ia Tupai", eine
NGOzur Verteidigung ihrer Landrechte. IhreVorfahren haben niemals ihr Land abge­
treten, doch der Notar Lejeune beruft sich darauf, daß er aufgrund einer Ersitzung
Eigentümer des gesamten Atolls sei. Die 300 Maohi-Landeigentümer besetzen dar­
aufhin das Atolt und verhindern somit das Bauprojekt japanischer Geldgeber.

Auch auf Tahiti mehrensich die Landrechtsauseinandersetzungen. Als das Unterneh­
men "MaramaNui" in dem in der Nähe von Papara im Süden Tahitis gelegenen Talla
Moaroa a Teva i Uta Arbeiten für ein Staudammprojekt beginnen wi", blockieren die
Bewohner des nahegelegenen Dorfes Atimaono mit ihrer Umweltschutzbewegung
"Aupuru maitai te natura no a nanahi"gemeinsammit anderenNGO's den Zugang zum
Tal. Angesichts der Entschlossenheitder Dorfbevölkerung, die sich auch im Interesse
ihrer Kinder für die Bewahrung ihrer intakten Umwelt.einsetzt, weicht die Territorial­
regierung unter PräsidentGastonFlossezurückund versuchtnicht,das Projekt gewalt­
sam durchzusetzen.

Mächtige japanische Investoren interessieren sich für Projekte auf der Insel Moorea.
Zu Beginn der 90er Jahre plant der Konzern Nishikawa den Bau eines riesigen Golf­
platzes auf mehreren hundert Hektar Land des Territoriums. Die Territorialregierung
unter Präsident Alexandre Leontieff stimmt zu. Die Anlieger gründen sogleich die
Organisation "Paruru ia Opunohu" zum Schutz des Tales von Opunohu, in dem das
Projekterrichtetwerden soll. Die evangelischeKircheschließtsich sofort den protestie­
renden Maohi an, Gewerkschaften und andere Organisationen (17 insgesamt) unter­
stützen tatkräftig die Gegner des Golfplatzes. Angesichts mehrerer Demonstrationen
sieht sich die neue Regierung unter Präsident Flosse gezwungen, einer Volksabstim­
mung zuzustimmen.In dem Referendum stimmen 1 900 Personen gegen das Projekt,
nur 1 300 äußern ihr Einverständnis. "Paruru ia Moorea" erringt einen großen Sieg.

Der Erfolg des Widerstandes in Opunohu führt nicht nur dazu, daß die NGO's im
öffentlichen Lebenan Gewichtgewinnen,sondernmachtauch den Maohi deutlich, daß
sie mit solchen Organisationen und Aktionen eine Chance haben, sich erfolgreich
gegen Projekte zu wenden, die ihre Rechte verletzen. Deutlich wird auch, daß die
Entwicklung einer so kleinen geographischen Einheit, wie es nun einmal die Inseln
Polynesiens sind (Moorea, Abbau von Phosphat auf der Insel Mataiva), nicht gegen
den Willen eines maßgeblichen Teils der Bevölkerung möglich ist.

Wenn von Landrechtsauseinandersetzungen die Rede ist, muß auch über Rivnac
gesprochen werden. Die Domäne von Rivnac liegt am Meeeresufer im Westen von
Tahiti, in der Nähedes Großraumes Papeete. Das UnternehmenAir France und meh­
reremultinationaleKonzerneerhaltenvon der Regierung zu Beginn der 90er Jahre die
Genehmigung,auf diesem Land ein riesigesHotel der Meridien-Kette zu errichten. Die
Anlieger sind damit nicht einverstanden und gründen die Organisation "la ora 0 Nuu­
roa", die den Widerstand gegen das Projekt organisiert. Zwar gelingt es ihnen nicht,
das Projekt gerichtlich zu stoppen, doch die beiden Immobilienspekulanten, die den
Bau betreiben, befinden sich inzwischen wegen Bestechung in Haft. Seit 1992 beset­
zen Maohi ununterbrochen den Bauplatz. Als Ordnungskräfte versuchen, die Beset­
zung zu beenden,werden sie von den Behördendes französischen Staates aus Sorge
um eine Eskalation des Konfliktes zurückgerufen. "la ora 0 Nuuroa" wird von vielen
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Organisationenund zumTeil auch von politischen Parteien, insbesondere von denen,
die sich für die Unabhängigkeit engagieren, unterstützt. Der Verein baut auf dem
Gelände von Rivnac, auf dem früher bereits ein Marae (religiöse Tempelanlage) ge­
standen hat, den Marae Nuuroa (Taverio Vaira'a, der Initiator des Projektes, wurde
inzwischenwegen des Baues von einem Gericht zu 112 000 DM Geldstrafe verurteilt.
Taverio ist arbeitslosund lebt mit seiner Frau und elf weiteren Personen in einer Hütte
in einemSlum,Anm. d. Übers.). "la ora 0 Nuuroa" schwebt eine ganz andere Nutzung
des Geländes als den Investoren vor. Anstatt eines Hotels plant sie ein integriertes
Entwicklungsprogramm, in dem sowohl die Kultur als auch die Umwelt ihren Platz
haben und die Ruhedieses außerordentlichenOrtesamMeeresufer für künftige Gene­
rationen erhalten bleibt.

Man kann wirklich nicht gutheißen wie eine Regierung Ordnungskräfte gegen eine
Gruppevon Ureinwohnernin Bewegungsetzt,die koste es, was es wolle, ihre kulturel­
le Zukunft und ihr Recht auf eine andere Entwicklung verteidigt. Die Nation, die sich
als Geburtsstätteder Menschenrechte ansieht, könnte nicht noch massiver den Geist
und die Regelnder Allgemeinen Erklärungder Rechte der indigenen Völker verletzen,
die in Kürze von der Weltgemeinschaft verabschiedet wird.

Nun wehren sich die Bewohner von Stadtvierteln oder Dörfern gemeinsam dagegen,
wenn die Prinzipien einer demokratischen Entwicklung nicht beachtet werden, wenn
ihre Rechteals Anlieger nicht berücksichtigt werden. So wandte sich die Organisation
"Vaititarava de Tipaerui" erfolgreich gegen die Emissionen einer Müllverbrennungs­
anlagedes UnternehmensTamaraa nui, weil sie an den politischen Gesprächen über
die Firma nicht beteiligt wurde (Die Müllverbrennungsanlage mußte angesichts der
Proteste im Frühsommer 1994 geschlossen werden, Anm. d. Übers.). Auf der Insel
Bora Borasperrte die Organisation ''Te Puna vai no Popora", in der Maohi-Landeigen­
tümer sich zusammengeschlossen haben, die Zufahrt zu Wasserpumpstationen der
Gemeinde.Die Demonstrantenwarfen demWasserwirtschaftsunternehmenVaitehi und
der Gemeinde vor, ihre Rechte als Landeigentümer zu ignorieren. In dem im Osten
Tahitis gelegenen Ort Faaone setzt sich die Landrechtsbewegung "la ora 0 Tevaitoi"
für eine Schließungeines Schießplatzes des französischen Militärs auf dem Land der
Domäne(desTerritoriums,Anm. d. Übers.)ein. Die Organisationfordert, daß das Land
den Bewohnerneiner nahegelegenen Siedlung des sozialen Wohnungsbaues für den
Anbau von Nahrungsmitteln zur Verfügung gestellt wird.

Die Ureinwohner haben ihre Protestaktionen in den letzten fünf Jahren immer damit
begründet, daß sie die' kulturelle Bedeutung des Landes als nährende Mutter her­
vorhoben.Wenn im Interesseder nationalenVerteidigungdiewirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte des Maohi-Volkes verletzt werden, dann ist es banal zu er­
klären, daß die Bevölkerung auf den fünf -Archipelen Polynesiens sich zusammen­
schließt und durchsetzt, daß die RegierungEntscheidungenüber Entwicklungsprojekte
zurücknehmen muß. Die Projekte sind so geplant, daß die Maohi sich in ihnen nicht
wiedererkennen.

Auf den Inselnunter demWind ist die wichtigsteForderung bei den Landrechtsausein­
andersetzungender Aufbau einer indigenen Rechtsprechung, um die Landrechtskon­
flikte und den Streit über die Aufteilung der Lagunenzu regeln. Leisteten die Bewohner
Mooreas anfangs nur Widerstand gegen den von japanischen Investoren geplanten
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Bau einesGolfplatzes,so forderten sie schließlich die Rückgabe des ihnen traditionell
zustehendenLandes. Die Proteste von Maohi gegen ein japanisches Hotelprojekt auf
der Insel Tupai haben ernste Zweifel aufkommen lassen, ob der Tourismus von der
Bevölkerungüberhaupt befürwortetwird.'Auf den Tuamotu-Inselnwurde die Anlandung
von Proviant undMaterial für die Perlenzucht von Unternehmen aus Tahiti, die Chine­
sen gehören, blockiert. DieMenschenauf den Tuamotu-Inseln fordern ihren Anteil am
Gewinn, der mit der Perlenzucht gemacht wird.

Seit 1991 werden die NGO's nicht müde, die Regierung unseres Landes sei es beim
Konflikt umOpunohu oder beim Streit um Nuuroa davor zu warnen, daß die Entschei­
dungsträgerund die Abgeordnetenimmerweniger demokratische Legitimität besitzen,
wenn sie Projekte beschließen, ohne zuvor mit allen Betroffenen (Organisationen,
Basisgruppen, Anlieger ...) darüber geredet zu haben.

Allen Konflikten,die in den letztendrei Jahren entstanden sind, liegt diese Mißachtung
der berechtigten Interessender Nachbarn, der Rechte verschiedener Gemeinschaften
und der kulturellen Forderungenzugrunde. Seit demAufbau des Atomwaffenversuchs­
zentrumshaben sich unsere Abgeordneten dieses Verhalten immer mehr angewöhnt.
Wer Demokratieauf dieses rückschrittlicheModell reduzieren will, riskiert, daß zukünf­
tig bei jedem Entwicklungsprojekt systematisch Widerstand geleistet wird. Das würde
auch bedeuten, daß französische Bereitschaftspolizei und andere Ordnungskräfte
eingeflogenwerden müßten, um Frauen,Männerund Kinderzu vertreiben,diesich aus
Überzeugung für eine andere Form von Entwicklung einsetzen.

Manwürde damit auch die Geste der Versöhnung ignorieren, die der Verein "la ora 0
Nuuroa" mit dem Bau des Marae Nuuroa machte. Muß man denn nochmals daran
erinnern, daß man nicht ungestraft die Kultur eines Volkes zerstören kann, erst recht
nicht im InternationalenJahr der Rechte indigener Völker. Moruroa, die Atomversuche
im Bauch der nährenden Mutter, das war der erste Akt des nuklearen Rassismus. Ist
es wirklich notwendig, das Land der Maohi ein zweites Mal schwer zu verletzen?

Wird Polynesien ein Departement oder erhält es politische
Unabhängigkeit?

Die Landrechte und die alten völkerrechtlichen Verträge

Die größten Parteien Polynesiens - die Tahoeraa Huiraatira (Vereinigung des Volkes,
der derzeitige PräsidentGaston Flosse ist seit mehr als 20 Jahren Vorsitzender dieser
Partei,Anm. d. Übers.) und die Here Ai'a (Liebe der Heimat, Vorsitzender ist der Bür­
germeister von Papeete, Jean Juventin, Anm. d. Übers.) - haben niemals eine Land­
rechtspolitikentwickelt, die die Interessender Urbevölkerung schützt. Ganz im Gegen­
teil, ihre Parteiführerhaben, als sie an die Macht kamen,das Land der Maohi meistbie­
tend verschachert. In keinemanderen Inselstaatdes Pazifik hat der Quadratmeterpreis
so astronomischeHöhen erreicht. Die hohen Preise machen es breiten Schichten der
Maohi unmöglich, Land zu erwerben. Die Arbeitsgruppe von Landrechtsexperten, die
aufgrund des Gesetzes zur Änderung des Statuts des Territoriums vom 12. Juli 1990
eingerichtetwurde, ist nur mit glühendenAnhängerndes Code civil, des französischen
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BürgerlichenGesetzbuchsbesetzt. Im übrigen ist keines der Mitglieder Maohi. Dieses
Gremium soll nun der Regierung Vorschläge zur Lösung der Landrechtsfrage unter­
breiten.

Abgesehen von der "PomarePartei",hat sich keine andere politische Gruppierung, ob
sie sich nun für einen Bruch oder ein Verbleiben bei Frankreich einsetzt, ernsthaft mit
der Landrechtsfrageauseinandergesetzt.OscarTemarusAnhänger einer Unabhängig­
keit erinnern höchstens an die historischen Zusammenhänge, die Frankreich dazu
veranlaßten, das Protektorateinzurichtenund die polynesischen Inseln zu annektieren.
Den Kriegenvon Fautaua,Taravao,Mahaena, Huahine... , in denen die Vorfahren der
Maohi abgeschlachtet wurden, schenkt man keine Beachtung mehr. Daß man sie nur
nicht vergißt. Nichts, aber auch fast nichts wird über die besonderen Landrechtsvor­
schriftenund die indigeneRechtsprechunggesagt, die mit dem Verlust der nationalen
Souveränitäteinhergingen.Absolut nichtswird zu den Unregelmäßigkeiten des Annek­
tionsvertrageserklärt. Dabei habennicht alle Häuptlinge die Abtretungsurkunde unter­
zeichnet. Es fehlen insbesondere Unterschriften von Häuptlingen der westlichen'
Tuamotu-Inseln und von Tubuai.

Die "Pomare Partei", die noch nichtmit einemAbgeordneten in der Territorialversamm­
lung vertreten ist, verbindet ihren Einsatzfür die BewahrungundWiederherstellung der
Landrechte mit ihrem Engagement für politische Unabhängigkeit. Ihre Gründung und
ihr politisches Engagement gehen auf die Unregelmäßigkeiten der völkerrechtlichen
Verträge zurück, aufgrund derer Polynesien die Souveränität verlor.

Die Unabhängige Polynesische Liga für Menschenrechte, "Te Hui Tiama", hat eine
juristische Studie zu diesen Fragen veröffentlicht, die zu dem Ergebnis kommt, daß
kein Zweifel an der Unregelmäßigkeit der Verträge besteht.

So wird in Absatz 3 des Protektoratsgesuches, das die Königin Pomare IV. am 9.
September 1842 an Admiral Dupetit-Thouars richtet, erklärt, daß "der Königin ihr
Landeigentumund das ihres Volkes garantiert wird. Sie dürfen dieses Land behalten.
Alle Streitigkeiten, die das Landeigentum betreffen, unterliegen der besonderen Ge-
richtsbarkeit des Landes." .

In demAntwortschreibendes Admirals, in dem er vorläufig die Annahme des Protekto­
ratsgesuches bestätigt, äußert er: "Das Eigentum des Landes der Königin und ihres
Volkes soll ihr garantiertwerden. Es kann ihnennichtweggenommenwerden ohne ihre
Zustimmung. Alle Landrechtsstreitigkeiten müssen von den Gerichten entschieden
werden."

In der Ratifikationsurkunde,die von KönigLouis Philippe am 25. März 1843 unterzeich­
net wird, heißt es: "Behalten sie ihr Land und ihre Herrschaft über ihre Untertanen."

Bei der Annektionwerden folgendeVorbehaltegeäußert:"Wir stehen so an den Seiten
Frankreichs, doch wir ersuchen dieses große Land, daß es auch zukünftig bei der
Regierung unseres Landes die tahitianische Gesetze und Gewohnheiten beachten
möge: schließlichwünschenwir, daß alle Landrechtsangelegenheiten weiterhin in den
Händen der indigenen Gerichtshöfe verbleiben."
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Achtung ihres Eigentums. Niemand darf sein Eigentium genommen werden, es sei
denn es besteht ein öffentliches Interesse daran und es liegen die Voraussetzungen
vor, die dafür im Gesetz und im Völkerrecht beschrieben sind."

Auch sollte der Artikel 55 der Französischen Verfassung von 1958 beachtet werden,
in dem es unter Abschnitt IV ''Verträge und internationale Abkommen"
heißt:'Völkerrechtliche Verträge oder internationale Abkommen, die rechtmäßig ratifi­
ziert oder gebilligtwurden, gehen ab dem Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung (nationalen,
Ergänzung d. Übers.) Gesetzen vor." .

Angesichts dieser Tatsachen ist es legitim:
- die strikte Beachtung der Vorbehalte zu fordern,
- auf die Unzuständigkeitder französischen Rechtsprechung in allen Landrechtsange-
legenheiten seit 1842 hinzuweisen,
- hervorzuheben, daß alle Bemühungen Frankreichs, ein neues Grundstücksrecht
einzuführen,null und nichtig sind. Somit kann man davon ausgehen, daß die Beendi­
gung der Ausstellung von Grundstückstiteln 1933 und die Einführung eines speziellen
Verfahrens für die Grenzsteinsetzung nach den Katastereintragungen gemäß einem
Erlaßvom 9. August 1927sowie dieAusdehnungder französischenStaatsbürgerschaft
auf die Ureinwohner auf den Inseln unter dem Wind, auf Rurutu und Rimatara durch
ein Dekret vom 5. April 1945 nicht zur Abschaffung der indigenen Gerichte geführt
haben;
- die Rechtmäßigkeitder Erklärungdes Abgeordneten Le Myre de Vilers anzuzweifeln,
der als Berichterstatterwährend der Ausarbeitungdes Gesetzesvon 1891 schrieb, daß
'" mit diesem wichtigen Akt unsere vollständige Souveränität über die Inseln Tahitis
hergestellt wird."

In Anbetracht dieser Situation scheint es notwendig zu sein, die französische Recht­
sprechung für alle Landrechtsstreitigkeiten, die die Ureinwohner untereinander oder
mit der eingewandertenBevölkerunghaben,für unzuständigzu erklären. Man kann nur
an Frankreich und die Territorialbehörden in Französisch-Polynesien appellieren,
indigene Gerichtshöfe einzurichten.

Abgesehen von diesen Feststellungen, die kaum einen Zweifel daran lassen, daß die
Vorbehalte nicht beachtetwurden, gibt es noch einen anderen Grund, um den Annek­
tionsvertrag als unrechtmäßig anzusehen. Wer war eigentlich dazu befugt, diesen
Vertrag zu unterzeichnen?

Pomare V. war alleine nicht dazu berechtigt, Frankreich die Herrschaft über sein Kö­
nigreich zu übertragen und die Abtretungzu erklären.Die Versammlungder Häuptlinge
verfügte auch über einen Teil der lokalenSouveränität.Die Zustimmungder Häuptlinge
war kraft der Existenz dieser Versammlung notwendig. Die Kolonialverwaltung mußte
ihre Rechtmäßigkeitbeachtenund mußte für den Abtretungsvertrag die Unterschriften
aller Mitglieder dieses Gremiums einholen. Wenn Unterschriften fehlen, wäre der
Vertrag nicht gültig. Tatsache ist jedoch, daß die Namen einiger Häuptlinge von den
westlichenTuamotu-Inseln und von Tubuai in der Listeder herbeigerufenen Häuptlinge
nicht erscheinen, obwohl diese Inseln vollkommener Bestandteil des Königreichs der
Pomare sind.
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Der Kommissar der Republik, Herr Chessee, schreibt in seinem für die Regierung
bestimmten Bericht über die Abtretung:"Nachdem ihre Meinung gehört wurde, haben
sie amgleichen Vormittag im Einvernehmen mit dem König die definitive Vereinigung
aller Gebiete des Protektoratsmit Frankreichunterzeichnet. Die Annektion der Gesell­
schaftsinseln durch Frankreich war damit abgeschlossen."

DasZeugnis der KöniginMarau sagt einiges über das schlechte Gewissen der franzö­
sischen Behörden aus. Es weckt auch einige Zweifel an der Rechtsgültigkeit dieses
Aktes, "von dem die Mitglieder des Treffens [es handelt sich um Männer und Frauen,
die als Häuptlinge die Annektionserklärung unterzeichnet haben], die wie alle Urein­
wohner sich schwertaten, einer entschlossen auftretenden Macht Widerstand zu lei­
sten, die meist nicht lesen konnten und nicht gut verstanden, um was es ging, nur
Gutesdachten,weil sie selber gutenGlaubens waren und auch gewohnt waren, guten
Glauben bei ihrem Gegenüber vorauszusetzen. So unterzeichneten sie schließlich
dieses Dokument,dessenTragweitesie zumeist nicht überschauten, wie sie später mir
gegenüber zugaben."

Was die' Gültigkeit der Unterschriften angeht, so schreibt Marau Taaroa über die
Annektion:" Unter der Unterschrift des Königs waren auf dem ersten Dokument die
Unterschriften von 20 Tahitianern, die man gemäß der darüberstehenden Erklärung
(sieheoffizielle Erklärung in...) des Kommissarsder Republik für Häuptlinge von Tahiti
undMoorea hielt und die herbeigerufenwordenwaren, um ihreZustimmungzur Annek­
tion zu äußern. Aber abgesehendavon, daß 22 Personen anwesendwaren, also zwei
mehr als unterschrieben haben, scheinen von den letzteren tatsächlich nur neun
Häptlinge gewesen zu sein: Aitoa, Häuptling von Paea; Hitoti Manua, Häuptling von
Tiarei; Tere a Patia, Häuptling von Mataiea; Marurai a Tauhiro, Häuptling von Teaha­
roa;Terai a Faaroau, Häuptlingvon Afareiatu;Tarii Vehiatua,Häuptling von Teahupoo;
Teriitapunnui, Bruder des Königs und Häuptling von Mahina; Ariipeu, Onkel und
Häuptlingvon Arue; Opuhara,Häuptlingvon Papenoo...." Sie fährt fort:"Die 11 weiteren
Personensind zwei stellvertretende Häuptlinge und neun Unbekannte, die auf keiner
Liste der Häuptlinge, stellvertretenden Häuptlinge oder Distriktverordneten zu finden
sind - bis auf eine Ausnahme, dessen Häuptling jedoch schon unterzeichnet hatte - ,
die zu dieser Zeit in den AdreßbüchernTahitis existierten. Was vermuten läßt, daß die
vermeintlichen oder wahren Gegner der Annektion, wie meine Mutter, kurzerhand
durch irgendwelcheUnbekannteersetztwurden, damit diese große Aktion nach außen
denAnschein erweckte,als ob alle vom tahitianischenVolk ermächtigten Vertreter dem
Akt zugestimmt hätten."

Mit folgender Bemerkung schließt sie Ihre Rückschau auf die Annektion ab: "Diese
überraschendenFeststellungensind übrigensnicht von mir. Sie wurden mir gegenüber
von einem ehemaligen Offizier der Marine geäußert, der historische Forschungen
machte.Er hat mir alles als Witz erzählt: Sie ahnen vielleicht nicht, daß der Annektion
Tahitis durch Frankreicheine Urkundenfälschung zugrundeliegt. Die gesamte Verant­
wortung für diese Einschätzung liegt natürlich bei ihm, ich beschränke mich darauf,
dies allen Personenmitzuteilen,die den Wahrheitsgehalt dieser Behauptung untersu­
chen wollen."

So kann man sich schondarüberwundern,daß nicht nur der Vertrag von Pomare nicht
in die lokalen Sprachenübersetztwurde und verschwunden ist, sondern daß auch das,
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Adreßbuch in dem französischenZentralarchiv in Aix-en-Provence und in dem Archiv
des Territoriums in Französisch-Polynesien nicht mehr vorhanden ist. Dies ist sehen
sehr verdächtig. Sollte jemand in aller Diskretion diese störenden Beweise für die
Unregelmäßigkeiten beim Vertragsabschluß beseitigt haben?

Landrechte und nationale Souveränität

Die Tavini Huiraatira (Polynesische Befreiungsfront Oscar Temarus, Anm. d. Übers.),
die la Mana te Nunaa und andere kleine Parteien, die sich für die Unabhängigkeit
einsetzen (wie die Pomare Partei), hätten die Arbeiten an der 1991 veröffentlichten
Charta der Erziehung, an der 1992 verabschiedeten Charta der Entwicklung und am
1993 geschlossenFortschrittspakt nutzen können, um die Forderung nach politischer
Unabhängigkeit mit Inhalt zu füllen. Oscar Temaru, der Vorsitzende der einzigen Un­
abhängigkeitspartei, die mit Abgeordneten in Stadträten und der Territorialversamm­
lungvertreten ist, hatbislang weder mit den gewählten Vertretern der Tavini Huiraatira
noch innerhalb seiner Partei über ein Regierungsprogramm und einen provisorischen
Haushaltsplanfür einen unabhängigen Staat beraten. Seine Wählerschaft kennt noch
immernicht die wichtigstenBestimmungender von ihmangestrebtenVerfassung sowie
die Verfahrensregelnund juristischenVorgaben in Fragen des Landrechts. Unbekannt
sind auch ihre programmatischen Leitsätze hinsichtlich der Rechtsprechung.

Es ist legitim,daß jedes kolonisierteVolk seine Unabhängigkeitfordert. Sollte das Land
der Maohi mit seinem zweigliedrigen Statut nach politischen Auseinandersetzungen
unabhängig werden, so würde diese neue Nation ''Te Hui Tiama" in ihrer Verfassung
alle politischenZuständigkeiten vereinen, die zuvor das Territorium ("hau fenua") und
derfranzösische Staat ("hau farani") besaßen. Auch in wirtschaftlichen Fragen würde
der neue Staat alle Kompetenzen besitzen.

Während wir auf die Unabhängigkeit warten, die die Wähler mehrheitlich momentan
noch ablehnen, bestehtdie Strategieder separatistischenParteidarin, keine Alternativ­
vorschläge zu unterbreiten und zuzuschauen, wie sich die soziale Situation weiter
verschlechtert. Ihre Partei schart die Menschenumsich, die mit der Inneren Autonomie
unzufriedensind (Als InnereAutonomiewird die derzeitige Regierungsform des franzö­
sischen Überseeterritoriums bezeichnet. Während Frankreich Kompetenzen in den
Schlüsselbereichen hat, besitzt die Regierung des Territoriums Zuständigkeiten in
minderwichtigenFragen,Anm. d. Übers.). Sobald Bürgerinitiativen Widerstand gegen
Entwicklungsprojekteleisten, kann die "Tavini Huiraatira" ein wichtiger Partner bei der
Besetzung des Landes sein (wie z.B. im Falle Nuuroa).

Die internationalen Beziehungen seines Komitees für internationale Angelegenheiten
sind zur Zeit sehr vielfältig, aber im Bereich der indigenen Völker wenig genutzt und
noch sehr ausbaufähig. Besondere Bedeutung mißt man bis heute den Beziehungen
zu NGO's im Pazifikzu (z.B. zur Bewegung für einen unabhängigen und nuklearfreien
Pazifik, Nuclear Free and Independent Pacific, NFIP), vor allem steht man sehr der
FLNKS (Unabhängigkeitsbewegungin Neukaledonien,Anm. d. Übers.) von Jean-Marie
Tjibaou nahe, mit dem Temaru sehr befreundet war. Die führenden Politiker der Un­
abhängigkeitsbewegung haben jedoch niemals an den Tagungen der Arbeitsgruppe
der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker teilgenommen.
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Schon seit langem ist die Urbevölkerungdarüber besorgt, wie wenig der Staat und das
Territorium dazu Willens und in .der Lage sind, die Landrechtsfrage zu regeln. Das
Beispiel der Maori und des Vertrages vonWaitangi zeigt,wie die "Cousins" in Aotearoa
ihre Forderungendurchgesetzthaben. Um Druckauf ihre Regierung auszuüben, damit
das Tribunal zum VertragvonWaitangi eingerichtetwird, haben sie alle sich biete'nden
Möglichkeitengenutzt. So haben sie ihre Forderung auch in der Arbeitsgruppe indige­
ne Völker der Vereinten Nationen gestellt.

DasMaohi-Volksollte daraus lernen und sich mit seiner beschlagnahmten Geschichte
aussöhnen.Seine Zukunft ist nicht die eines Volkes, dem nicht mehr das Land gehört,
auf dem es lebt. Dafür ist es jedoch notwendig, internationales Lobbying zu betreiben.

Gabriel Tetiarahi
Nationaler Koordinator des Netzwerkes Hiti Tau/PIANGO

Vizepräsident der Unabhängigen Polynesischen Liga für Menschenrechte, Te hui
Tiama 18. April 1994

(Übersetzung Ulrich Delius)
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Chronik der Landrechtsverletzungen und der indigenen
Rechtsprechung in Tahiti (1815 - 1945)

November 1815:Missionareder London Missionary Society erhalten den Auftrag, ein
umfassendes Gesetzeswerk vorzubereiten.

12. Mai 1819:Während der HerrschaftPomare II.haltendie Missionare die Rechtsvor­
schriften der Maohi schriftlich fest. Am 12. Mai wird der 18Artikel umfassende Code
Pomare (GesetzPomare)feierlich öffentlich verabschiedet. Der Code Pomare enthält
auch Vorschriften, die den Verkuf von Land verbieten und das Land der Maohi schüt­
zen.

1~25: Erlaß des Code Tamatoa (Tamatoa ist ein Ort auf der zu den Austral-Inseln
gehörenden Insel Tubuai) und des Code Huahine (Huahine ist eine der Inseln unter
dem Wind). Beides sind sehr knapp verfaßte Gesetze, in denen die lokal geltenden
Landrechtsvorschriftenzusammengefaßtwurden.Zum erstenMalwird die Existenz von
Landeigentum schriftlich festgehalten.

1842: Kurz vor der Ausrufungdes Protektoratswird nochmalsein umfassenderer Code
Pomare erlassen. Die 1819 im ersten Code Pomare festgeschriebenen Vorschriften
zum Schutz des Maohi-Landes werden in dieses ausführlichere Gesetzeswerk mit­
aufgenommen.Die Missionarerespektierenweitestgehenddas Landrechtskonzept der
Maohi,wenn sie auch privates Landeigentumin gewissen Fällen zulassen. Ausführlich
wird die Zuständigkeit des Tahitianischen Hohen Gerichts (too hitu) erläutert, das vor
allem über strittige Grenzen von Grundstücken zu entscheiden hat.

1. Mal 1842: Frankreich annektiert die Marquesas-Inseln.

9. September 1842: Unterzeichnung des Protektoratsvertrages durch die Königin
PomareVahine IV.. Frankreichgarantiert darin, daß es das Landeigentum der Königin
und ihres Volkes respektieren wird. Alle Landrechtsstreitigkeiten sollen nur von der
indigenen Rechtsprechung entschieden werden.

17. September 1842:Häuptling lotete von der zu den Marquesas-Inseln gehörenden
Insel Tahuata erklärt Frankreich den Krieg. Die Maohi leisten Widerstand gegen die
französische Besetzung ihrer Inseln.Sie ziehen sichmit erbeutetenWaffen ins Landes­
innere zurück und bedrohen Militärstützpunkte der Besatzer. Bei einem Entlastungs­
angriff kommtein französischerOffizier zu Tode, sechsSoldaten werden verletzt. Nach
achttägigen Kämpfen, bei denen 26 französische Soldaten sterben, setzt sich die
Armee durch.

25. März 1843: Ratifikation des Protektoratsvertrages.

26. Januar 1844: Ein Dekret erlaubt die Verpachtung, Abtretung, Schenkung und den
Verkauf von Land. Der Direktor der Domänen muß den Verträgen zustimmen, der
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Gouverneurkann sie annulieren. Frankreich mißachtet mit diesem Dekret erstmals in
aller Offenheit den Code Pomarevon 1842. Doch die Aushöhlung seiner traditionellen
Landrechtsvorschriften beginnt erst. '

21. März 1844: Mit dem Angtiff von Maohi auf das französische Fort von Taravao
(Tahiti) beginntein dreijähriger Krieg, in demMaohiWiderstand gegen den wachsen­
den französischen Einfluß leisten. Hunderte Maohi (unter ihnen viele Freiwillige von
anderen InselnPolynesiens)und französischeSoldatenfallen den Kämpfenzum Opfer.
Viele Felder und Dörfer werden verwüstet.

1845: Neue Gesetze werden verabschiedet, die die Übertragung von Landeigentum
erlauben, wenn nicht die Behörden, die Königin und der Gouverneur Einwände gel­
tendmachen.
Auf der Marquesas-Insel Nuku Hiva kommt es nach ZwangsumsiedlungEmund der
Beschlagnahmevon Land durch die französischenAnnektorenzu einem Aufstand, bei
demfünf französischeSoldaten sterben. Die Armee schlägt die Revolte blutig nieder.
Häuptling Pakoko wird standrechtlich erschossen.

13.Oktober 1845: Der Gouverneur behält sich in einem Erlaß bei allen Landrechts­
verträgen ein Vorkaufsrecht vor. In·ähnlicher Weise kann der Vertreter Frankreichs
auch Pachtverträge zu seinen Gunsten umgestalten.

17. Dezember 1846: Mit der Erstürmungdes Hauptquartiers des Maohi-Widerstandes
in Punaruudurch französischeSoldatenundder Rückkehrder aufgrund dieser Nieder­
lage geschwächtenKönigin PomareVahine IV. nach Papeete endet der Französisch­
Tahitianische Krieg.

1847: Frankreichzieht seineArmeevon den Marquesas-Inselnab, da dort immer mehr
Unruhen und Kriege (auch unter der Urbevölkerung) ausbrechen.

5. August 1847: Unterzeichnung einer Vereinbarung zwischen der tahitianischen
Königinund dem Kommissar des französischen Königs, in der sich die Schutzmacht
das Recht vorbehält, überall wo sie es für notwendig hält, Militärstützpunkte und
Festungen zu errichten. Weitere Regelungen betreffen das Rechtswesen.

1848: Ein neuer Code schafft Teile der 1845 verabschiedeten Gesetze ab und regelt
nochmals in allen Einzelheiten Verfahren zur Beilegung von Landrechtsstreitigkeiten.

1850:Frankreicherrichtet auf der Marquesas-Insel Hiva Oa wieder einen Militärstütz­
punkt.

1851:Auf Drängen des Vertreters Frankreichs verfügt di'eGesetzgebende Versamm­
lung, der vor allem Häuptlinge angehören, die Frankreich nahestehen, daß alles zu
religiösen Zwecken genutzte Land nun Eigentum des Distriktes ist.

24. März 1852: Ein Gesetz fordert die Maohi auf Tahiti und Moorea zur Registrie­
rung ihres Landeigentums auf. In jedem Distrikt wird ein Kataster eingeführt. In ihm
müssender Namedes Landeigentümers,die Bezeichnungseines Grundstücks und die
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geschätzte Größe des Landes eingetragen sein. Ein aus fünf Mitgliedern gebildetes
Komiteesoll die Eintragung überwachen. Spätere Änderungen sollen gegebenenfalls
auch in das Kataster aufgenommen werden. Die Katasterbücher werden vom Hohen
Tahitianischen Gericht (too hitu) verwahrt.
Da viele Streitigkeiten über die Eintragungen ausbrechen, wird später beschlossen,
eine Fünf-Jahresfristeinzuführen, innerhalbder Beschwerdengeltend gemacht werden
müssen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Eintragung bindend. Das Gesetz ignoriert
vollkommen die komplexen Landeigentumsverhältnisse der Maohi. Es wird nicht be­
rücksichtigt, daß Maohi in ihrem Leben öfters den Namen wechseln. Auch wird nicht
bedacht,daß die HäuptlingeLand besitzen.Zum Teillassen diese nun alles Land ihrer
Untertanen unter ihrem eigenen Namen registrieren.

9. November 1852:Auf der Tuamotu-lnsel Anaa bricht eine Revolte unter der Bevöl­
kerung aus. Die Ureinwohner verbrennen die Fahne des Protektorates und französi­
sche Gesetzbücher, der Polizeichef und zwei Missionare werden getötet. Die katho­
lischeMissionsstationwird geplündert und niedergebrannt. Der französischen Marine
gelingt es erst beim zweiteri Versuch im Dezember, ihre Macht wiederherzustellen ..
Fünf Rädelsführerwerden von ihnen zur Abschreckunggehängt.Die Zwangsarbeit wird
eingeführt.

29. August 1854: In einem Gesetz wird verfügt, daß jeder Grundstückskaufvertrag
von einem Richter unterschrieben werden muß.

20. November 1855: Da immer öfters in Distrikträten über Gerichtsurteile gestritten
wird, wird in einem Gesetz die Einrichtung eines Berufungsgerichts beschlossen,
dem drei bis vier indigene Richter angehören. Den Vorsitz führt jedoch ein französi­
scher Beamter.

30. April 1857: In einem Erlaßwird nochmals betont, daß es notwendig ist, daß alles
Land registriert wird. Es wird eine Kommission aus vier indigenen Richtern und
einem Friedensrichtereingesetzt,die bei Streitigkeiten über eine Eintragung entschei­
den soll.

1859:FranzösischenStaatsbürgernwird verboten, ihren Rechtsstreitmit Ureinwohnern
vor indigenen Gerichten auszutragen.

1863:Gründung der Landwirtschaftskasse. Sie soll Land für neue Siedler erschlie­
ßen und aufkaufen.

14.August 1864: Ein Erlaß verbietet, land an FranzosenoderAusländer zu verkaufen
oder langfristig zu verpachten. Diese Bestimmung gilt in 22 Dörfern Tahitis und Moo­
reas.

14. Dezember 1865: Königin PomareVahine IV. erklärt, daß von nun an das französi­
sche Recht für alle ihre Untertanen im Protektorat gilt.

26. März 1866: Gouverneur la Ronciere schafft größtenteils das indigene Rechts­
wesen ab. Die Verwirrung ist sehr groß, da die tahitianischen Richter nicht mehr
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wissen, ob sie nun das tahitianische oder das französische Recht anwenden sollen.
Meistensmüssensie das französische Rechtanwenden, das sie jedoch kaum kennen.

1877: Bis zu diesem Jahr sollte alles Land registriert worden sein. Da dies nicht
geschehen ist,wird das Verfahren erheblichvereinfacht. Der Landanspruch muß nun
nur noch gegenüber dem Präsidenten des Distriktrates geltend gemacht werden.
Dieser veröffentlicht die Erklärung im Amtsblatt. Wenn es keinen Einspruch gibt, kann
der Landtitel dann eingetragen werden. Nach einem Jahr ist der Anspruch nach Ent­
scheidung eines Richters rechtsgültig. Die von den Missionaren kodifizierten traditio­
nellen Landrechte der Maohi verlieren mit diesem Erlaß vollends ihre Bedeutung.

29. Juni 1880: Mit der Unterzeichnung der französischen Annektion durch König
PomareV. werden alle Bewohner der Inseln französische Staatsbürger und der Code
Civil, das französische Bürgerliche Gesetzbuch, gilt überall. Somit sind Landverkäufe
unbeschränkt nach französischem Recht zulässig. Mit der Annektion entstehen die
Französischen Niederlassungen in Ozeanien (Etablissements francais d'Oceanis,
E.F.O.), wie zukünftig Tahiti und seine Inseln offiziell bezeichnet werden.

30. Dezember 1880: Ratifikation des Annektionsvertrages.

21. Januar 1881: Angesichts eines starken Druckes Frankreichs unterzeichnen die
Gambier-Inseln einenAnnektionsvertrag mit Frankreich. Der Vertrag mit dem bisher
unabhängigen Königreich sieht vor, daß der Code Mangarevien, das Gesetzbuch der
Inseln, seine Gültigkeit behält. Entgegen dieser Zusicherung wird er jedoch 1887
abgeschafft.

1887: Auf der im äußersten Süden Polynesiens gelegenen Insel Rapa lehnt sich die
Bevölkerung gegen die französische Herrschaft auf. Die Revolte wird von französi­
schen Soldaten blutig niedergeschlagen, die Häuptlinge werden gehängt. Am 14. Juni
wird Rapa Bestandteil Frankreichs.

24. Dezember 1887:Nochmalswerdemdie Maohi in einem Dekret zur Registrierung
ihres Landes aufgefordert.Alles Land, das nicht registriert wird, fällt in das Eigentum
der öffentlichen Hand, wird in dem Dekret angedroht. Nach Ablauf einer Fünf-Jahres­
frist soll keinWiderspruch gegen die Registrierung mehr zugelassen werden. Die Frist
wird noch zweimal umjeweils fünf Jahre verlängert und so werden viele Maohi um ihre
Ansprüche gebracht.Am Ende des Verfahrens erhält der Maohi-Landeigentümer eine
Landurkunde (tomite), deren Original in der Landbehörde verwahrt wird. Tatsächlich
fällt in der Folgezeit alles Land, das von niemand öffentlich beansprucht wird, in das
Eigentum des Distrikte, die es wiederum dem französischen Staat übereignen.

29. Dezember 1887: Unterzeichnung eines Vertrages, der die Abschaffung der
indigenen Gerichte vorsieht, sobald alle Landvermessungsarbeiten abgeschlossen
und alle daraus resultierenden Streitigkeiten gelöst sind.

16.- 19. März 1888: Frankreich dehnt seine Herrschaft auf die Inseln Huahine, Bora
Bora, Raiatea und Tahaa aus.
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21. März 1888: Französische Soldaten werden auf Huahine mit Gewehrschüssen
empfangen,drei Armeeangehörigewerden getötetund vier verletzt. Die Revolte breitet
sich auch auf den anderen Inseln unter dem Wind aus. Erst 1894wird der Widerstand
auf Huahine und BoraBora aufgegeben, 1897wird die Revolte auf Raiatea militärisch
niedergeschlagen. Häuptling Teraupoo, seine Frau und drei weitere Häuptlinge von
Raiatea werden nach Neukaledonien verbannt. 118 Gefangene werden auf die
Marquesas-Inseln deportiert, 300 Häftlinge müssen auf den Inseln unter dem Wind
Zwangsarbeit leisten.

1889: Die Austral-Insel Tubuai unterzeichnet einen Protektoratsvertrag.

1898: Das Dekret von 1887 gilt nun auch auch auf den Inseln unter dem Wind.

1900: Annektion der Austral-Insel Rurutu.

1901: Annektion der Austral-Insel Rimatara.

1902: Das Dekret von 1887 gilt nun auch auf den Marquesas-Inseln.

1906/1907: Wirbelstürme zerstören auf den Gesellschaftsinseln die Kataster und
Landkarten, auf denen das Landeigentum verzeichnet war.

23. März 1923:Mit diesemDekret, das die Teilung des Landes und Versteigerungen
von Grundstücken vereinfachen soll, wendet man sich endgültig vom traditionellen
Landrecht der Maohi ab.

9. August 1927: Ein Dekret sieht Neuregelungen der Katastervorschriften vor, die
dem Individualeigentum an Land Vorschub leisten sollen.

25. Juni 1934: Gemäß diesem Dekret sind Landverkäufe und Verpachtungen von
Ackerland für mehr als neun Jahre nur nach vorheriger Zustimmung des Gouverneurs
rechtswirksam.

1938: Es wurde verfügt, daß jedes Land registriertsein muß. Die Dekrete von 1934 und
1938 sind bei Grundstückspekulanten nicht beliebt, da sie die Immobiliengeschäfte
behindern. Inzwischenhatte sich der französische Staat enormes Landeigentum gesi­
chert, über das er größtenteils bis heute verfügt.

1945: Abschaffung der indigenen Gerichte auf den Inseln unter dem Wind.

Zusammenstellung: Ulrich Delius
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Maohi kämpfen für die Bewahrung ihrer Landrechte

Im Mittelpunkt aller Auseinandersetzungen um größere Entwicklungsprojekte in
Französisch-Polynesienstehen seit einigenJahren die Landrechte der Urbevölkerung.
Ob es sich um geplante Hotels, Golfplätze, Staudämme, den Betrieb von Müllver­
brennungsanlagen,die Einrichtung von NaturSChutzgebietenoder um den Abbau von
Bodenschätzenhandelt spielt keine Rolle. In allen Fällen machen Maohi geltend, daß
ihre Rechte als traditionelle Eigentümer des Landes nicht beachtet werden. .

Der Einsatz fUr die Landrechte hat Tradition

Der Unmut der Ureinwohner ist nicht neu. Schon in den 50er Jahren protestiert der
legendäre tahitianische Politiker Pouvanaa a Oopa gegen die Verletzung der völker­
rechtlichenVerträge, die Frankreich mit PomareVahine IV. und PomareV. geschlos­
sen hatte. Pouvanaa setzt sich dafür ein, daß das geraubte Land den traditionellen
Maohi-Landeigentümemwieder übereignetwird. Auch fordert er die Wiedereinführung
einer indigenen Rechtsprechung in Landrechtsangelegenheiten. Pouvanaa, der von
1949bis 1958 als Abgeordneter der Kolonie in der Französischen Nationalversamnm­
lungsitzt, macht sich mit seiner Kritik an den französischen Machthabern jedoch viele
Feinde, insbesondere in der Kolonialverwaltung. 1958 schwächen Machtkämpfe in
seiner Partei seine Position, schließlich wird er am 11. Oktober 1958 nach Brand­
anschlägen gegen verschiedene Einrichtungen und Geschäfte verhaftet. In einem
politischenProzeßwird er am21. Oktober1959aufgrundzweifelhafter Beweise wegen
Anstiftungzur Brandstiftungund unerlaubten Waffenbesitzes zu acht Jahren Haft und
anschließender fünfzehnjähriger Verbannung aus Polynesien verurteilt. Auch muß er
eine hohe Geldstrafe zahlen. Als der beliebte Politiker im Gefängnis von Papeete
immermehr Besuch bekommt,wird beschlossen,ihn nach Frankreich zu verlegen. Die
Ankündigung der Deportation löst soviele Proteste aus, daß Gouverneur Poulet ent­
scheidet,den Häftling heimlichan Bordeines französischen Linienschiffes zu bringen.
Am 15.März 1960wird Pouvanaaauf hoher See auf das Passagierschiff "Caledonien"
gebracht.Wie ein Stück Frachtwird er in einem Netz an Bord gehievt. Bei der entwür­
digenden Behandlungzieht sich der 64jährige ehemalige Abgeordnete schwere Bein­
verletzungen zu, unter denen er bis zu seinem Tod 1977 leidet.

Pomare Partei engagiert sich für Landrechte

Wer sich für die Bewahrung der Landrechte der Maohi einsetzt, schafft sich in den
führendenKreisen des Territoriums und in der Pariser Regierung keine Freunde, wie
nicht nur das Beispiel Pouvanaas zeigt. Auch heute haben Landrechtsaktivisten ein
schweresLeben. 1983 gründete Joinville Pomare die Pomare Partei. Joinville stammt
vom PrinzenHinoi ab, einem Neffendes KönigsPomareV. (1839 - 1892). Seine Partei
setzt sich für eine Rückgabe g~raubten Landes an die Maohi und für die Achtung der
Kulturund Traditionen der Urbevölkerung sowie für eine Unabhängigkeit Polynesiens
ein. Mit den Sicherheitskräften hat die Bewegung im letzten Jahrzehnt viele Erfahrun­
gen gemacht. Sie gehört sicherlich zu den am meistenvon der Polizei und dem Verfas-
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sungsschutz(renseignements generaux) observierten Organisationen in Tahiti. Trotz
der Überwachunggelingt es Joinville mit seinen Leuten immer wieder, mit spektakulä­
ren Landbesetzungenauf den seit 150Jahren andauernden Landraub aufmerksam zu
machen. Die medienwirksamen Aktionen tragen mit dazu bei, daß die Erinnerung an
das zugefügte Unrecht nicht verblaßt. und daß ganz die Landrechtskonflikte sogar
immer mehr Raum im öffentlichen Leben einnehmen. Joinville Pomare macht keinen
Hehl daraus, daß er von den meisten Politikern nicht viel erwartet: "Unsere Politiker
denken nur an ihre Altersversorgung. Sie sind älter als 60 Jahre und in zehn Jahren
sind sie spätestens pensioniert.So versuchensie, soviel Geld wie möglich anzuhäufen
ohne einen Gedanken an dieVerbesserungder Lebensbedingungen in ihrem Land zu
verschwenden.Nach uns die Sintflut ist ihr Leitsatz....Wer sind denn diese Leute, die
bei uns an der Macht sind? Es sind vor allem Nachkommender Einwanderer, die von
unseren Landrechtsforderungen nichts Gutes zu erwarten haben. Diese Einwanderer
haben damals in ihrer Heimat ihr Land aufgegeben, wie sollen sie heute verstehen,
welche Bedeutungdas Land für uns hat? Sie setzen die Kolonisierung somit nur fort,
die Frankreich begonnen hat." Der landrechtsaktivist betont, daß dem Landraub nur
Einhalt geboten werden kann, wenn sich die Maohi engagieren. "Mehr als 80% der
Maohi sind traditionell Landeigentümer,ohne sich dessen heute noch bewußt zu sein.
Sie wissen nicht mehr, daß ihre Familie Land besitzt und wo dieses gelegen ist. Das
Territorium setzt auf die Unwissenheit des Maohi-Volkes," erklärt Joinville.

Wem gehört heute welches Land ?

Neben demGrundstückseigentumvon Einzelpersonen,daß vomCode civil, der Territo-
... rialregierung und den Einwanderern begünstigt wird, gibt es auch Gemeinschafts­

eigentum an Land. Hat eine Großfamilie seit fünf oder sechs Generationen ihr Land
nicht aufgeteilt, so leben ihreAngehörigenpraktisch in einer Erbengemeinschaft. Jedes
Mitglied der Familie kann in Absprachemit den anderenAngehörigendas Land nutzen.
So kann es insbesonderedarauf pflanzen und alle Früchte des Bodens ernten. Bevor­
zugt werden dabei die Familienangehörigen,die auf dem betreffenden Land leben. Auf
den Tuamotu- und den Austral-Inseln gehört der größte Teil des landwirtschaftlich
genutzten Landes heute solchen Erbengemeinschaften.Angesichts der Konsumgesell­
schaft, der Abwanderung von Familienangehörigen von ihrem Land und der Haltung
der Territorialregierung haben solche Erbengemeinschaften es heute jedoch immer
schwerer, dem Druck nach einer Aufteilung ihres Landes zu widerstehen.

Das Territorium als Landeigentümer

Heute ist das Territorium einer der bedeutendsten Landeigentümer in Polynesien.
GenaueZahlen sind angesichtsder Brisanzdes Themas nur schwer zu erhalten, doch
das Ausmaß staatlicher Landkontrolle wird deutlich, wenn man bedenkt, daß das
Landesinnere Tahitis und Mooreas heute weitgehend im Eigentum des Territoriums
sind.

Der Fall des Tales von Papenoo (Tahiti) zeigt, wie das Territorium sich unrechtmäßig
Land angeeignet hat. 1883soll der katholischeGeistlicheMonsignore Tepano Jaussen
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fast das gesamte Tal von König Pomare V. gekauft haben. Für jeden Besitztitel ("to_
mite") will der Erzbischof 100 Francs gezahlt haben. Der Kauf wurde jedoch niemals
im Amtsblatt bekannt gemacht, so daß die Übereignung als rechtswidrig anzusehen ist.
1888 wurde im übrigen das gleiche land vom König an den Prinzen Hinoi veräußert.
Dieser Verkauf war auch rechtsgültig, da im Amtsblatt auf ihn hingewiesen wurde. Der
Monsignore ließ sich davon nicht sehr beeindrucken und begann, auf dem land Vieh­
zucht betreiben und ein Kloster bauen zu lassen. Dafür ließ er es auch katastermäßig
erfassen. Als sich die Beziehungen zwischen dem Erzbischof und den Bewohnern des
Tales verschlechtern, besetzen die Anlieger 1887 das land und strengen einen Prozeß
gegen den Monsignore an. Um sich der lästigen Angelegenheit zu entledigen, verkauft
der Monsignore sein Eigentum an den Priester de la Rougerie. Dieser wiederum
schenkt es kurz vor seinem Tod Familienangehörigen; die das Grundstück am 6. Juni
1953 an das Territorium verkaufen. Der landrechtskonflikt verschärft sich, als das
Territorium am 5. Juni 1989 einen Teil des Tales zum Naturschutzgebiet erklärt. Die
Pomare Partei blockiert angesichts noch nicht geklärter landansprüche den Zugang
zum Tal und besetzt einige Grundstücke, die es beansprucht. Am 26. Juni 1989 be­
antragt das Territorium gerichtlich die Räumung des besetzten landes. Die Verwaltung
ist weniger am ungehinderten Zugang zum Naturschutzgebiet interessiert als vielmehr
an einer geplanten Nutzung des Tales durch Wasserwirtschaftsunternehmen. Von der
Realisierung dieses Projektes erhofft sie sich die Einnahme zusätzlicher Gebühren. Die
Pomare Partei und die Organisation Haapianoo Haururu (Verein der Grundeigentümer
im Tal von Papenoo) geben sich nicht so schnell geschlagen. Sie legen Beschwerde
gegen den Räumungsbeschluß ein, in dem sie darauf verweisen, daß nur ein Teil der
Grundstücke katastermäßig erfaßt ist, und daß sie teilweise auch Ansprüche auf
Grundstücke erheben, die in dem Naturschutzgebiet liegen. Die gerichtliche Ausein­
andersetzung endet damit, daß sich die Pomare Partei von dem besetzten land zu­
rückziehen muß und das Territorium jede weitere Verfügung über das Land unterläßt,
bis alle Grundstücke katastermäßig vermessen sind. Obwohl die Vermessung auch
1994 noch immer nicht abgeschlossen ist, haben die Wasserwirtschaftunternehmen
bereits 1990 mit der Zustimmung der Regierung begonnen, ihre Projekte zu realisieren.
Zwar verpflichten sie sich zur Zahlung einer Pacht an die Grundstückseigentümer, doch
die haben bislang noch keinen Francs gesehen. Unter Hinweis auf Familienstreitig­
keiten unter den Eigentümern verweigern die Firmen jede Zahlung.

Der Streit um Mopelia

Es gibt Dutzende Konflikte wie in Papenoo. In den meisten landrechtsauseinanderset­
zungen können sich die Maohi nicht durchsetzen, da wirtschaftliche Interessen im Spiel
sind oder weil der Code civil einer angemessenen Regelung nicht gerecht wird. Einige
landstreitigkeiten erregen besonders großes Aufsehen. Zu ihnen zählt sicher die
Auseinandersetzung um die westlich von Bora Bora gelegenen Atolle Mopelia, Scilly
und Bellinghausen. 1847 verpflichtet sich Frankreich gegenüber England im Überein­
kommen von Jamac, seine Herrschaft nicht auf die Inseln unter dem Wind auszudeh­
nen und erkennt die Unabhängigkeit dieser Inseln an. Trotz der Unabhängigkeit un­
terhält die tahitianische Königin Pomare Vahine IV. sehr enge familiäre Beziehungen
zu den Königen der Inseln. So adoptiert König Tapoa II. von Raiatea (ein Sohn des
tahitianischen Königs Pomare 11.), der auch Bora Bora kontrolliert, die Tochter der
tahitianischen Königin Pomare Vahine IV.. Nach seinem Tode tritt sie sein Erbe als
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Königin Teriimaevarua an. Als sie 1873 kinderlos stirbt, wird ihre Nichte als Königin
Terimaevarua II. gekrönt (sie ist die Tochter eines Sohnes der Königin Pomare Vahine
IV.). Später heiratet Teriimaevarua II. den Prinzen Hinoi, einen Vorfahren Joinville
Pomares. Ihre Herrschaft gerät erst in Gefahr, als Frankreich die Aufhebung des Ab­
kommensvon Jamac durchsetzt und imMärz 1888 die Inseln unter demWind annek­
tiert. Nur wenige Tage nach der Annektion bricht eine Revolte auf Bora Bora und den
übrigen Inselnaus. Erst 1894wird derWiderstand der Bevölkerung auf Bora Bora von
der französischen Armee gebrochen. Ihre Königin wird abgesetzt, da sie die Aufstän­
dischen unterstützthaben soll. 1898wird sie auf der Insel Taha'a interniert. Alles Land
der Königin - und somit auch die heute umstrittenen Atolle - geht in das Eigentum des
Territoriumsüber. Ohne ErfolgerhebenErbender KöniginPomareVahine IV. 1904 vor
einer Landrechtskommission Ansprüche auf Mopelia, Scilly und Bellinghausen. Die
abgesetzte Königin unterzeichnet noch während ihrer Internierung am 26.Juni 1911
eine Vereinbarung, in der sie auf alle Ansprücheverzichtet.Joinville Pomare bezweifelt
die Rechtsgültigkeitodieser Vereinbarung und macht seit 15 Jahren ohne Erfolg An­
sprüche auf die Atolle geltend. Seine Anträge auf eine Verpachtung von Teilen der
Lagunefür die Perlenzuchtwerden vomMeeresministerEdouard Fritch abgelehnt. Am
17. Juli 1984werden die Atolle der kleinen Insel Maupiti verwaltungsmäßig angeglie­
dert. Trotz der Ablehnung von Pachtverträgen kommenMitglieder der Pomare Partei
ab Oktober 1989 immerwieder nach Mopelia und bauen dort in den folgenden Jahren
73 Perlenzucht-Anlagenauf. NachverschiedenenProzessen,die Joinville verliert, wird
im Sommer 1992 die Räumung des Atolls angeordnet. Am 5.September 1992 landet
die französische Fregatte "Le Prairial" mit 50 Gendarmen an Bord auf dem Atoll. Acht
Sympathisanten der Pomare Partei werden in Handschellen abgeführt und mit der
Fregatte nach Tahiti gebracht. Die französische "Kanonenboot-Politik" erregt viel
Aufsehen. Sogar Anhänger der Regierungspartei hinterfragen kritisch, ob mit dem
Fregatten-Einsatz die Verhältnismäßigkeit der Mittel gewahrt wurde. Innerhalb eines
Monats erhalten die BewohnerMaupitisdie von Joinville begehrten 155 Konzessionen
für die Perlenzucht. Wieder einmal wird deutlich, wie politisches Wohlverhalten in
Polynesien belohntwird. Für Joinville Pomarehat die Mopelia-Affäre ein bitteres Nach­
spiel. Er wird am 9.September 1994 zur Zahlung von 480 000 DM Schadensersatz
verurteilt.

Landkonflikte werden weiter zunehmen

Die Landrechtsstreitigkeiten in Papenoo und Mopelia machen deutlich, daß sich die
Forderungen der Maohi nach Rückgabe ihres geraubten Landes besonders an das
Territorium richten. Sie betreffenvor allem bislang ungenutztes Land. Horrorszenarien,
wie sie gelegentlich von den tahitianischen Medien entwickelt werden, die bereits
bewaffnete Auseinandersetzungen um Land in einem unabhängigen Polynesien vor­
aussagen, sind nach der Unabhängigkeit Tahitis kaum zu erwarten. "Wir werden nicht
klare Kaufverträge in Frage steilen,"erklärt Joinville Pomare.'Wir werden niemand aus
Polynesienherauswerfen.Wem jedoch sein Eigentumgenommenwurde, der soll dafür
entschädigt werden. Wenn Land nicht genutzt wird, soll es an die ursprünglichen
Eigentümer zurückgegeben werden," fordert der Landrechtsaktivist.

Eineweitere Zunahme der Landrechtskonflikteist in den nächsten Jahren zu erwarten.
Bis zur Jahrhundertwende soll die Kapazität der Hotels nach demWillen der Touris-
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musplaner der Territorialregierung um weitere 2 000 Betten erhöht werden. Bislang
stehen knapp 3 000 Betten zur Verfügung. Der Bau neuer Hotels führte in den letzten
Jahren zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Maohi-Landeigentümern und
Umweltschützernauf der einen Seite sowie Investoren und der Territorialregierung auf
der anderen Seite. Besonders umstritten sind die Nutzung des Meeresufers und der
Lagune.Urnweltschützer werfen der Territorialregierung vor, diese Flächen zu Spott­
preisen an Hotelkonzerne zu verpachten. So müssen Hotels auf Bora Bora nur höch­
stens 40 Pfennig pro Quadratmeter im Jahr an Pachtzins für die Nutzung des Meeres
zahlen. Für Bungalows, die über dem Wasser auf Pfählen gebaut sind - sie sind bei
Touristen zur Zeit besonders beliebt - müssen im Jahr nur 640 DM Pachtzins an das
Territoriumgezahlt werden. Urlauber kostet dieser Luxus pro Nacht mehr als 800 DM
!Angesichts dieser lächerlichen Pachtgebühren, der weiteren Expansion des Touris­
mus und der zunehmenden Bodenspekulation sind neue Konflikte vorprogrammiert.

NGO's setzen sich für Landrechte ein

In den letzten Jahren sind sich immer mehr Maohi der Landrechtsproblematik bewußt
geworden. Landeigentümerhaben sich in dutzenden kleinen Vereinen in ihren Dörfern
und Stadtvierteln zusammengeschlossen, umwirksamer ihre Interessen zu vertreten.
Zu dem Bewußtseinswandel haben nicht nur die spektakulären Aktionen der Pomare
Partei,sondern auch die Landrechtsberatungund das Engagement der Unanabhängi­
gen PolynesischenLigafür Menschenrechte(Te HuiTiama) beigetragen. In mühsamer
Kleinarbeit haben die Mitarbeiter dieser Menschenrechtsorganisation die Verletzung
der völkerrechtlichenVerträge durch Frankreich recherchiert und die komplexen Land­
rechtsverhältnissein vielen RegionenPolynesiens anhand alter Unterlagen herausge­
.arbeitet. Viele skandalöse Landgeschäfte - nicht zuletzt der Kirchen - wurden so erst
bekannt und die betrogenenMaohiwurden ermutigt, ihre Interessen gemeinsam wahr­
zunehmen. Ohnmachtsgefühle der Ureinwohner gegenüber der übermächtigen Ver­
waltung und Justiz erschweren die Bemühungen um eine gerechte Lösung der Land­
rechtskonfl ikte.

Im Juli 1994 gründen Mitglieder der Pomare Partei die Nichtregierungsorganisation
Mata Ara (wachsames Auge), die sich für die Verteidigung der Landrechte der Maohi
einsetzt. In Mata Ara sind wiederum viele kleine Vereine von Landeigentümern zu­
sammengeschlossen, die insgesamt mehrere tausend Maohi vertreten. Jenseits der
parteipolitischenAuseinandersetzungen will·Joinville Pomare mit Mata Ara eine Platt­
form für alle Ureinwohner bilden, die' sich für den Schutz ihrer Landrechte einsetzen
wollen. Mata Ara hat sich dem Netzwerk Hiti Tau angeschlossen, in dem mehr als 30
polynesischeNichtregierungsorganisationen(Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaf­
ten, Verband der traditionellen Heiler, Frauenorganisationen, Friedensgruppen ...)
zusammengeschlossensind.Als Mitglied im Netzwerk PIANGO (Pacific Islands Asso­
ciation of Non-GovernmentOrganizations),demzahlreicheNGO's von den pazifischen
Inselstaatenangehören, unterhält Hiti Tau enge Kontakte mit Landrechtsbewegungen
indigener Völker im Pazifik. ,
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Neue Landrechtskampagne

MataAra und Hiti Tau rufen im Rahmen der Internationalen Dekade für die indigenen
Völker zu einer Kampagnefür eine indigeneRechtsprechungin Landrechtsangelegen­
heiten auf. Sie fordern in einer' Petition die Wiedereinsetzung der indigenen Gerichts­
höfe (too hitu), die von den französischenKolonialherren unter Verletzung völkerrecht­
licher Verträge (siehe Beitrag von Gabriel Tetiarahi) abgeschafft wurden. Die Unter­
schriftenkampagne richtet sich an den französischen Staatspräsidenten, der in Ab­
sprache mit der Pariser Regierung Sonderregelungen im Bereich der Landrechtspre­
chung durchsetzen könnte.

Schließlichwurde nachmassivenProtestender kanakischen Urbevölkerung in Neuka­
ledonien 1989die Justiz reformiert.Eswurden neueGerichte in Gebieten eingerichtet,
die vor allem von Kanaken bewohnt werden. So soll die Distanz zwischen der Justiz
und der Bevölkerungabgebautwerden. Die neuen Gerichte berücksichtigen erheblich
stärker als früher das traditionelleRecht der Kanakenund fällen Urteile von Fall zu Fall
entwedernach französischemoder nach kanakischemRecht.Die Forderung der Maohi
nach einer begrenzten Geltungskraft des Code civil ist angesichts der Erfahrungen in
Neukaledonien gar nicht so unrealistisch wie sie im ersten Moment erscheinen mag.
Angesichts der Zuspitzung der Landrechtskonflikte auf Tahiti und seinen Inseln fragt
sich, ob eswirklich notwendig ist, daß erst mehrereDutzendMenschen - wie in Neuka­
ledonien geschehen- sterbenmüssen,bevor alle Beteiligteneine gerechte Lösung der
Landrechtsauseinandersetzungen suchen. Die Wiedereinführung einer indigenen
Rechtsprechung in Landrechtsangelegenheiten wäre ein erster Schritt in die richtige
Richtung.

Ulrich Delius




